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EINLEITUNG UND ZUSAMMENFASSUNG

Unter öffentlichen Protesten übernahm der österreichische Finanzminister im 

März 2007 die Haftung für eines der umstrittensten Exportvorhaben in der 

Geschichte der Republik: Turbinenlieferungen für den Ilisu-Staudamm1 im 

Osten der Türkei. Die Kontroversen um dieses Projekt sind jedoch kein Einzel-

fall. Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs) verweisen seit etlichen Jahren 

auf hochproblematische österreichische Exportprojekte in Entwicklungs- und 

Schwellenländern,2 welche meist ohne Wissen der Öffentlichkeit staatliche 

Exportförderungen erhielten. Dazu zählen Staudämme auf den Philippinen 

und in der Türkei, deren Bau mit militärischen Zwangsvertreibungen verbunden 

waren. Ebenso Papierfabriken in Asien und Lateinamerika, deren Holz nach-

weislich aus Urwaldrodungen stammte.3 Diese Studie nimmt daher vom Einzel-

fall Ilisu Abstand und analysiert die Hintergründe und Strukturen, die eine 

öffentliche Haftungsvergabe4 trotz breiter Proteste der österreichischen und 

lokalen Bevölkerung ermöglichten. Sie zeigt Schwachstellen der staatlichen 

Exportfi nanzierung auf, und fordert vom Gesetzgeber, Finanzministerium und 

der Österreichischen Kontrollbank (OeKB) die Umsetzung dringend notwen-

diger Reformschritte.

MÄNGEL SEIT DEM JAHR 2000 BEKANNT

Bereits im Jahr 2000 wurden NGOs darauf aufmerksam, dass mit dem Instru-

ment der Exportförderung auch hochproblematische Projekte gefördert 

wurden. In einer gemeinsamen Studie5 analysierten Greenpeace, Erlassjahr 

2000 und WWF die strukturellen Mängel des Systems. Sie stellten fest, dass 

öffentliche Haftungen und Exportkredite6 unter Geheimhaltung7 erteilt wurden. 

Umweltaspekte fanden teilweise Beachtung, soziale und Menschenrechtsas-

pekte jedoch nicht. Trotz massiver Beeinträchtigung oder sogar Zerstörung von 

Jobs, Häusern, Schulen und Umwelt waren die betroffenen Menschen nicht in 

die Planung und Entscheidungen eingebunden. Das System trug zusätzlich zur 

Verschuldung der Entwicklungsländer  bei – so das Resümee der damaligen 

Studie.

REAKTION DER REGIERUNG: 
DIALOG – ABER KAUM VERÄNDERUNG

Heute ist auch im verantwortlichen Finanzministerium unbestritten, dass 

einige der geförderten Projekte fatale Auswirkungen auf Ökologie und lokale 

Gemeinden hatten. Das Ministerium behauptet jedoch aus den Fehlern der 

Vergangenheit gelernt zu haben. So war bereits 2003 im Nachhaltigkeitsbericht 

der OeKB zu lesen:

1  Zum Ilisu-Staudamm siehe S.7 in 
dieser Publikation.

2  Zu den wichtigsten Abneh-
merländern Österreichs zählten 
während der letzten Jahre China, 
Russland, Iran sowie Indonesien und 
die Türkei.

3  Vgl. Fallbeispiele unter www.eca-
watch.at 

4  Ob die Haftung in Kraft tritt, ist 
derzeit noch offen (Stand Juli 2007). 
Siehe zu aktuellen Entwicklungen: 
www.eca-watch.at 

5 Greenpeace, Erlassjahr 2000, WWF 
(2001): Hinter verschossenen Türen.  
download: http://www.eca-watch.at/
downloads/studie_deutsch.PDF

6 Garantien bzw. Haftungen stellen 
das quantitativ bedeutendste Instru-
mentarium der Exportförderung 
durch die OeKB dar, sie sind aber 
nicht die einzigen. Sofern nicht 
explizit erläutert, werden in der 
Folge unter „Haftungen“ sowohl die 
Kreditvergabe, Projektfi nanzierung 
als auch zahlreiche Mischformen der 
OeKB subsumiert.

7 Da die technische Abwicklung von 
der Kontrollbank AG durchgeführt 
wird, kommt das Bankgeheimnis zur 
Anwendung.
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„Durch die in der OECD weitgehend vereinheitlichten Anforderungen und 

Prüfungen können heute größere Investitionsprojekte – sei es ein Kraftwerk in 

der Türkei, sei es eine Papierfabrik in Indonesien – in der Regel nur dann mit 

einer Finanzierung durch Exportkreditagenturen rechnen, wenn ihre potenti-

ellen Umweltrisiken akzeptabel oder beherrschbar sind.“8

An den tatsächlichen strukturellen Änderungen war diese Behauptung jedoch 

für NGOs nicht nachvollziehbar. Spätestens seit der öffentlichen Haftungsüber-

nahme für den Ilisu-Staudamm ist sie auch für die breite Öffentlichkeit nicht 

mehr glaubwürdig. 

SACHLICHE BILANZ: 
80% DER URSPRÜNGLICHEN MISSSTÄNDE UNANGETASTET

Die vorliegende Studie nimmt Abstand von der tagespolitischen Kontroverse 

um den Ilisu- Staudamm und untersucht die realen und messbaren Verände-

rungen in Österreichs Exportfi nanzierungssystem. Das Ergebnis: Die Transpa-

renz wurde im Zuge der Novellierung des Umweltinformationsgesetztes (UIG) 

deutlich verbessert und im Rahmen der Umweltprüfung fi nden vermehrt Vor-

Ort-Besuche statt. Das Bundesministerium für Finanzen (BMF) selbst, sowie die 

banktechnisch mit der Abwicklung der Haftungen beauftragte Kontrollbank AG 

reagierten auf die Kritik, indem sie sich an Dialogveranstaltungen beteiligten, 

„grüne“ Geschäftszweige und Produkte in der von öffentlichen Exporthaf-

tungen unabhängigen Sparte Kapitalmarktdienstleistungen9 entwickelten, die 

Betriebsökologie (Räumlichkeiten der Bank) verbesserten, Sponsoring, Nach-

haltigkeitsberichte und vorbildlichen Umgang mit Mitarbeitern forcierten.10

2006 wurde zumindest damit begonnen, Verbesserungen im Rahmen der 

Anti-Korruptionsmaßnahmen anzugehen, nachdem selbst der Vorstand der 

Kontrollbank AG bisherige Anti-Korruptionsmaßnahmen gegenüber NGOs als 

vollkommen wirkungslos bezeichnet hatte. Doch so lobenswert diese einzelnen 

Aktivitäten für sich genommen sind, so stellen sie nicht annähernd einen Ersatz 

für die Unterlassung struktureller Reformen im Kerngeschäft dar, wo Missstände 

in der Verwaltung eines Haftungsrahmens von 35 Milliarden Euro zu beseitigen 

waren. Innerhalb der Bank sowie des Finanzministeriums ist daher auch eine 

wachsende Diskrepanz der Eigenwahrnehmung zu bemerken: Die Verantwort-

lichen der Bank sowie des Ministeriums haben den Eindruck „viel zu tun“ – sie 

unterließen jedoch im Kerngeschäft die Adaption verbindlicher Standards, um 

eine weitere Haftungsvergabe für unverantwortliche Projekte zu unterbinden.

So muss die vorliegende Studie feststellen, dass – nach etlichen Jahren des 

Dialogs zwischen NGOs und Ministerium sowie Verhandlungen innerhalb 

der OECD - kaum strukturelle Änderungen vorgenommen wurden. Trotz der 

Ankündigung Dr. Rudolf Scholtens, „best-practise“ zu übernehmen,11 wurden 

nur die unumgänglichen Mindestvorgaben der OECD umgesetzt. Diese sind 

auch nach einer Adaptierung 2007 vollkommen unzureichend. Sie sehen eine 

Prüfung nach überholten Weltbankstandards vor, welche seit Jahrzehnten 

8  OeKB (2003): Nachhaltigkeitsbe-
richt S. 78

9  U.a. Energieclearings, Ökostrom-
verrechnung und OeKB Sustaina-
bility Fund Index (OeSFX). Diese 
Geschäftsfelder sind jedoch von 
der Tätigkeit der Bank als staatlich 
unterstützte Exportkreditagentur 
unabhängig.

10  Vgl. OeKB Nachhaltigkeitsbericht 
2005 u. 2006

11 Dr. Rudolf Scholten, Vorstand der 
Kontrollbank AG, hatte sich 2004 
gegenüber NGOs dafür verbürgt, 
dass die OeKB im Bereich der ökolo-
gischen und sozialen Standards 
best-practise übernehmen würde, 
wenn diese „nicht nur auf dem 
Papier besteht sondern tatsächlich 
gelebt wird“. Bisher ist dies in 
keinem einzigen Bereich erfolgt: 
Umgesetzt wurde immer nur das 
unumgängliche Mindestmaß der 
äußerst schwachen OECD-Überein-
kommen.
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Bundeskanzler 
Dr. Alfred Gusenbauer

EINLEITUNG UND 

ZUSAMMENFASSUNG

versagt haben, problematische Projekte auszuschließen. Die notwendige 

Einhaltung erprobter Industriestandards und internationaler best-practise wird 

hingegen nicht verlangt. Dem nicht genug: Eine Ausnahmeklausel ermöglicht 

dem Finanzministerium die Vergabe von Haftungen für Projekte, welche sämt-

liche existierenden Standards missachten. 

Die Einhaltung von Menschenrechten wird nicht überprüft, ein von den Grünen, 

SPÖ, AK und NGOs 2005 vorgebrachter Vorschlag zur pragmatischen Einbe-

ziehung von Sozialstandards wurde nicht umgesetzt, ebenso wurden eine 

verbindliche Entwicklungsverträglichkeitsprüfung und gar ein Verweis auf die 

Kohärenzbedingung abgelehnt. Es fehlen jegliche Richtlinien, um die Partizi-

pation (nicht Konsultation) von Betroffenen bei Großprojekten sicherzustellen. 

Auch die Missachtung von Menschenrechten und Kernarbeitsnormen ist 

weiterhin kein Grund für einen Haftungsausschluss. Das österreichische Export-

förderungsregime erlaubt weiterhin öffentliche Kreditvergaben für Projekte, 

die mit Kinderarbeit, der Unterdrückung von Opposition, der Anwendung 

von Kriegsrecht bei Enteignungen, fehlendem Zugang zu Gerichten, Verboten 

von Versammlungen und Gewalt gegen projektkritische Menschen verbunden 

sind.

GESETZGEBER, OEKB UND FINANZMINISTERIUM GEFORDERT

Sofern sich die Bundesregierung, der Vorstand der OeKB, sowie der Bundes-

minister für Finanzen nicht durchringen können ernsthafte Reformen vorzu-

nehmen, werden weiterhin die sozialen und ökologischen Zielsetzungen der 

Regierung untergraben: Klimaschutz kann nicht ernsthaft betrieben werden, 

wenn Exporte nicht-nachhaltiger Technologien staatlich gefördert werden. 

Menschenrechte können nicht gewahrt werden, wenn Projekte und Regie-

rungen fi nanziert werden, die diese missachten. Ein solch inkohärentes System 

ist extrem kostspielig. Den Preis dafür zahlen letztlich - wie im Fall des Ilisu-

Staudammes - Betroffene und Umwelt.

Um einen konstruktiven Weg aufzuzeigen, analysiert diese Studie nicht nur 

strukturelle Mängel, sondern formuliert auch pragmatische und kurzfristig 

umsetzbare Lösungsvorschläge.

KONKRETE UND PRAGMATISCHE LÖSUNGSVORSCHLÄGE 

Zur Verhinderung ernsthafter Reformen werden gerne zwei Einwände vorge-

bracht: 1) das Warten auf internationalen Gleichklang, und 2) der Verweis auf 

Schwellenländer wie China, die außerhalb der OECD stehen und noch gerin-

gere Standards anwenden würden.

Beide Einwände sind ernst zu nehmen – bei genauerem Hinsehen jedoch 

falsche Vorwände. In einem eigenen Kapitel wird daher das „China-Argument“ 

auf seine sachliche Fundierung hinterfragt. Das Resultat ist alarmierend: jene, 

Foto: SPÖ

Foto: ÖVP

Finanzminister 
Mag. Wilhelm Molterer 

Direktor 
Dr. Rudolf Scholten (ÖKB)

Foto: SPÖ
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die „China“ derzeit als Vorwand anführen, um notwendige Reformen zu verhin-

dern, bewirken nicht nur den Stillstand innerhalb der OECD, sie boykottieren 

auch die erstarkenden Reformkräfte innerhalb Chinas. 

Auch  internationaler Gleichklang ist wünschenswert, darf jedoch keine 

Voraussetzung für verantwortliches Handeln darstellen. Darüber hinaus würde 

die Mehrzahl der geforderten Reformschritte Wettbewerbsvorteile mit sich 

bringen, da der Ausschluss ökologischer Schäden und sozialer Konfl ikte auch 

die ökonomischen Risiken reduzieren würde. Dies wird durch Beispiele wie den 

Konfl ikt um den Ilisu-Staudamm, durch den ein hoher zusätzlicher Ressourcen- 

und Kostenaufwand verursacht wird, verdeutlicht.

Daher muss von allen Parteien, dem Bundesministerium für Finanzen und der 

Führung der Kontrollbank klarer als bisher benannt und akzeptiert werden, dass 

Verantwortung manchmal auch bedeutet, auf Geschäfte zu verzichten.

Dem Verzicht auf einzelne Projekte steht der ungleich größere Gewinn der Wahrung 

von Menschenrechten, Entlastung der SteuerzahlerInnen, ein positiver Beitrag zur 

Armutsbekämpfung und zum Erhalt unerlässlicher Ressourcen für kommende 

Generationen gegenüber. Dies wird durch ein Exportregime erreichbar, welches 

an best-practise anschließt und mit den sozialen und ökologischen Zielsetzungen 

der Regierung kohärent ist. Jenen Akteuren, die sich auf eine destruktive Haltung 

versteifen und weiterhin progressive Reformen verhindern wollen, sei verdeutlicht: 

Fast alle der hier formulierten Vorschläge erfüllen die vom Vorstand der OeKB 

einst formulierte Bedingung für eine Adaption in Österreich.12

DER ILISU-STAUDAMM
(Stand Juli 2007)

Die Errichtung des 1,2 Milliarden Euro schweren Megastaudamms unter öster-

reichischer Führung sorgt seit fast zehn Jahren für Proteste von Betroffenen, 

Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen. Während die Betreiber den 

Beitrag des Damms zur Energiegewinnung hervorheben, kritisieren Betrof-

fene, Umwelt- und Menschenrechtsgruppen, dass durch das Projekt über 200 

historische Kulturstätten überfl utet, über 55.000 Personen unter völlig unzurei-

chenden Vorkehrungen enteignet, Ökosysteme auf über 400 km Flussstrecke 

zerstört und das Potential von Wasserkonfl ikten mit Irak und Syrien erhöht 

würden. Zusätzlich soll das Projekt in einer Konfl iktregion errichtet werden, in 

der immer noch bewaffnete Kämpfe zwischen türkischem Militär und kurdischer 

PKK stattfi nden.

Nähere Infos: http://www.eca-watch.at/ilisu/index.html

DER ILISUSTAUDAMM

12  Vgl. Fußnote 11

Ilisu: Die unfreiwillige Umsiedlung 
tausender Menschen würde die 
Region weiter belasten statt zu 
stabilisieren. Ausschreitungen in 
Diyarbakir, März 2006.

Kulturbarbarei made in Austria: Die 
Kulturstadt Hasankeyf ist seit 11000 
Jahren durchgehend besiedelt. 
Der Staudamm zwingt alle Bewoh-
nerInnen die Stadt zu verlassen, 
Kulturgut wird für immer zerstört.“
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PROBLEME

1.1 HINTERGRUNDWISSEN: 
WIE FUNKTIONIERT DIE EXPORTFÖRDERUNG? 

Der Export von Waren ist mit zahlreichen politischen und wirtschaftlichen 

Risiken verbunden. Hierzu zählen beispielsweise Währungsschwankungen, poli-

tische Unruhen und Zahlungsunfähigkeit des Importeurs. Ohne eine adäquate 

Versicherung werden diese Geschäfte daher selten abgeschlossen. Gerade 

bei großen und risikoreichen Projekten (>10 Mio. Euro) sind kommerzielle 

Versicherungen jedoch teilweise nicht mehr bereit, das Risiko zu übernehmen. 

Hier springen staatlich unterstützte Exportkreditagenturen ein und versichern 

solche „nicht-marktfähigen“ Risiken.13 Durch die öffentliche Haftung erklärt 

sich der Staat bereit, den Exporteur im Schadensfall aus öffentlichen Mitteln zu 

kompensieren und schadlos zu halten. Der Exporteur bezahlt für die Haftung 

eine Prämie, sowie im Schadensfall einen Selbstbehalt zwischen fünf und zehn 

Prozent. 

Verantwortlich für die Exportförderung ist einzig der Bundesminister für 

Finanzen. Er wurde 2005 mit dem Ausfuhrförderungsgesetz (AFG) vom Parla-

ment erneut bemächtigt, Kredite und Haftungen über 35 Milliarden Euro 

auszustellen. Das alleinige im AFG verankerte Ziel der Exportförderung ist die 

Verbesserung der Leistungsbilanz.14

Zur Begutachtung von Anträgen ist dem Bundesminister ein Beirat zur Seite 

gestellt, welcher aus Ministerien und Sozialpartnern besteht.15 Der Bundesmi-

nister ist formal jedoch nicht an die Empfehlungen des Beirates gebunden.

Banktechnisch übertrug das Ministerium die Abwicklung der Österreichischen 

Kontrollbank AG (OeKB), welche somit als offi zielle Exportkreditagentur (ECA) 

der Republik agiert. Die Bank prüft Projekte und wickelt Schadensfälle ab. Sie 

fungiert dabei nur stellvertretend als Bevollmächtigte des Bundesministeriums 

für Finanzen. Finanziell, politisch und rechtlich verantwortlich bleibt damit die 

Republik Österreich.

1.2 MARKTVERZERRUNG DURCH EXPORTFÖRDERUNG

Österreich verpfl ichtete sich unter anderem innerhalb der WTO, OECD und EU, 

auf staatliche Subventionen für Unternehmen zu verzichten.16 Unternehmen 

mit staatlichen Krediten und Haftungen zu unterstützen widerspricht potentiell 

diesen Verpfl ichtungen. Um ihre eigenen Unternehmen weiter zu unterstützen, 

dabei aber einen WTO-Konfl ikt zu vermeiden, erwirkten die in der OECD vertre-

tenen Industriestaaten bei der WTO eine Ausnahmeklausel, die Exportkredita-

genturen aus dem „Agreement on Subsidies and Countervailing Measures“ 

der WTO ausnimmt.17 Im Gegensatz dazu wurde innerhalb der OECD ein 

1

13 Die insgesamt von ECAs 
geförderten Geschäftsvolumina 
betrugen im Jahr 2003 über 651 
Milliarden USD. Fast 90% davon 
entfi elen auf kurzzeitige Waren-
geschäfte, welche zunehmend an 
private Versicherungen ausgelagert 
werden. Mit der jährlichen Vergabe 
von 35,5 Milliarden USD (2003) an 
mittel- und langfristige Garantien 
(Laufzeit über 12 Monate) stellen 
Exportkreditagenturen die bedeu-
tendsten Geldgeber für Indus-
trie- und Infrastrukturprojekte in 
Entwicklungsländern dar. Die Höhe 
der Kreditvergabe durch ECAs 
übersteigt damit die Summe der 
addierten konzessionellen und nicht-
konzessionellen Kredite von Welt-
bank und allen Krediten regionaler 
Entwicklungsbanken. Vgl. OECD 
Document TD/ECG(2004)16/FINAL, 
Table 2: http://www.oecd.org/
dataoecd/26/16/36461667.pdf

14 Vgl. Ausfuhrförderungsgesetz in 
der ab 11. August 2005 gültigen 
Fassung: http://www.oekb.at/bin/
fi le.bin?id=2337698 

15 2005 wurde auf Initiative der 
ECA-Watch Kampagne eine 
Berichtspfl icht des Beirates im 
Ausfuhrförderungsgesetz verankert. 
Der Beirat muss das Parlament 
seither über sozial und ökologisch 
sensible Projekte informieren – aller-
dings nur ex-post und damit mit 
geringer praktischer Relevanz.

16 Aus Sicht der meisten NGOs ist 
nicht jede Form der Subvention 
abzulehnen. Subventionen für nicht 
nachhaltige Projekte – darunter 
fossile Energieträger – sind ange-
sichts gegenläufi ger Politikziele 
jedoch problematisch.

17 Vgl. OECD TD/PG(2004)12/REV: 
http://webdomino1.oecd.org/olis/
2004doc.nsf/Linkto/td-pg(2004)12-
rev sowie WTO Agreement on Subsi-
dies and Countervailing Measures: 
http://www.wto.org/english/docs_
e/legal_e/24-scm.pdf
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Abkommen geschlossen, welches die Subventionsmöglichkeiten von Export-

kreditagenturen durch Mindestzinssätze und maximale Laufzeiten einschränkt. 

Um dem Vorwurf der Marktverzerrung durch Subventionen vorzubeugen, 

verpfl ichteten sich ECAs zudem, langfristig selbsttragend zu bilanzieren („break 

even“): d.h. Verluste aus Prämieneinnahmen selbst zu begleichen.

In der Praxis gelingt es ECAs in den seltensten Fällen, die Schadensfälle aus 

Prämieneinnahmen zu decken. In einigen Fällen begleichen die eigenen Steu-

erzahler Verluste aus der staatlichen Exportförderung. Häufi ger jedoch sind es 

die Steuerzahler der Empfängerländer, welche dafür bezahlen müssen, das 

exportierende Unternehmen schadlos zu halten. Sogenannte „Gegengaran-

tien“18 ermöglichen ECAs wie der Kontrollbank, die Kosten, welche durch Scha-

densfälle entstehen, der Regierung des Importeurs anzurechnen. Somit tragen 

ECAs zur bilateralen Verschuldung der Entwicklungsländer bei. Weltweit zahlen 

die Staaten des Importeurs doppelt so viel dafür, versicherte Unternehmen 

schadlos zu halten, als diese selbst in Form von Prämien beisteuern.19

Doch selbst wenn man dieses problematische Faktum ignoriert und sich auf 

die enge rechtliche Diskussion beschränkt, bleibt fraglich, ob ECAs damit legal 

agieren. Nicht nur die Festlegung der Zinshöhe ist anfechtbar, es wurde auch 

gänzlich verabsäumt festzulegen, was unter „break even“ zu verstehen ist und 

wie dieses Erfordernis berechnet werden soll.20 Umso fragwürdiger erscheint, 

dass die meisten ECAs in ihrer Berechnung nur die „netto cash costs and bene-

fi ts“ und nicht, wie in der gängigen Unternehmenspraxis, die vollen fi nanziellen 

und operativen Kosten betrachten. Zusätzlich gab im Juni 2004 die britische 

Exportkreditagentur ECGD erstmals öffentlich bekannt, dass ihre im Vergleich 

zu Marktkonditionen günstigeren staatlichen Kredite und Haftungen eine Form 

der direkten Subvention darstellen.21 Angesichts fehlender Bilanzierungsstan-

dards und in Einzelfällen nachgewiesener Subventionen bleibt fragwürdig, ob 

Exportförderung unter dem OECD-Arrangement sowie der EU-Direktive zur 

Harmonisierung von Exportkrediten22 legal ist. 

Ob die österreichische Exportförderung23 sich langfristig selbst trägt, bleibt - 

selbst wenn man die problematische Begleichung der Geschäftsverluste durch 

die Importstaaten ignoriert - unklar. Seit 1950 erwirtschaftete das System laut 

OeKB insgesamt einen Verlust von 200 Mio. Euro (Ende 2006), welcher durch 

Budgetmittel ausgeglichen werden musste. 24

Diesem Verlust stehen jedoch aushaftende Forderungen gegenüber, aus deren 

Betreiben Einnahmen zu erwarten sind. Diese Forderungen selbst werden 

weder pauschal noch einzeln nach ihrer Einbringlichkeit wertberichtigt. Die 

schwierigen Umschuldungen Russlands und anderer ehemaliger Sowjetstaaten 

sowie Polens Mitte der 1990er Jahre verdeutlichen, wie schnell das System 

außer Balance geraten kann.

Doch nicht nur die unklare Berechnung der Kosten für die eigenen Steuerzah-

lerInnen und die Begleichung von Verlusten durch die Steuerzahler des Import-

staates stimmen bedenklich. Problematisch ist auch, dass ECAs massiv den 

18 Siehe S.19

19 Vgl. The Corner House (2003): 
Underwriting Bribery: Export Credit 
Agencies and Corruption.
http://www.thecornerhouse.org.uk/
pdf/briefi ng/30ecabribe.pdf S.6

20 Aussage des dänischen Finanz-
ministers, Jänner 2006, gegenüber 
dem dänischen Parlament. Vgl. 
Kamerstuk 2005-2006, 30300 V,  Nr. 
99 , Tweede Kamer

21 Pinar Bagci, Stephen Powell, 
James Grayburn, Vaktang Kvek-
vetsia, Anthony Venables (2003: 
„Estimating the Economic Costs 
and Benefi ts of ECGD: A Report 
for the Export Credits Guarantee 
Department“, NERA, January 2003, 
S. ii, viii

22 Council Directive 98/29/EC

23 Einnahmen aus dem Export-
geschäft (Prämien, Selbstbehalte, 
Rückzahlungen von Schadensfällen 
durch das Abnehmerland) werden 
auf ein Verrechnungskonto der 
OeKB mit dem Bund gebucht. 
Laut § 7 des Ausfuhrförderungs-
gesetzes sind alle Eingänge zu 
Schadenszahlungen diesem Konto 
gutzuschreiben. Entstehen jedoch 
Kosten (Schadensfälle), sind diese 
vom Guthaben dieses Kontos 
abzuziehen. Ist kein Guthaben mehr 
vorhanden, muss der Bund dafür 
Budgetmittel – letztlich Steuer-
gelder - zur Verfügung stellen.

24 Vgl. OeKB Geschäftsbericht 
2006 

MARKTVERZERRUNG 
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Wettbewerb zwischen Entwicklungsländern und Industrienationen verzerren. 

Nur Regierungen reicher Staaten können Exportkreditagenturen unterhalten. 

Sie stellen ihre politische Macht zur Verfügung, um Verluste heimischer Unter-

nehmen aus gescheiterten Exportgeschäften der Regierung des Importlandes 

anzurechnen, und nutzen ihr gutes eigenes Kapitalmarktrating, um sich billig zu 

refi nanzieren und den eigenen Unternehmen bessere Kredite und Haftungen 

anbieten zu können. Entwicklungsländern fehlen beide Möglichkeiten - eine 

massive Marktverzerrung.

NOTWENDIGE REFORMEN

2.1 TRANSPARENZ 

2.1.1 PROBLEME

Transparenz und Mitbestimmung über staatliche Zwangshandlungen (wie 

z.B. unfreiwillige Enteignungen und Umsiedlungen), die tief in das Leben von 

Menschen eingreifen, gelten als unumstrittenes demokratiepolitisches Grund-

gebot.25 Ohne Frage hat eine Entscheidung für oder gegen die Förderung von 

Pipelinebauten, großen Staudämmen, Papierfabriken oder Flughäfen weitrei-

chende Konsequenzen für Umwelt und Menschen. Dennoch entschied der 

österreichische Finanzminister bis vor kurzem unter vollkommenem Ausschluss 

der betroffenen Bevölkerung und der österreichischen Öffentlichkeit.

In den letzten Jahren wurde diese Geheimhaltung theoretisch deutlich aufge-

weicht. Das Bundesministerium für Finanzen verpfl ichtete26 sich, Umweltinfor-

mationen über Projekte mit schweren Umweltauswirkungen 30 Tage vor der 

formalen Zustimmung zu veröffentlichen. Zudem wurde 2005 das österreichi-

sche Umweltinformationsgesetz so novelliert, dass nun auch Umweltinforma-

tionen über die Exportförderung von jedermann ohne Angabe von Gründen 

angefordert werden können.27

In der Praxis erwiesen sich diese Regelungen jedoch leider teilweise als reali-

tätsfern und damit unzureichend:

1. Die 30-Tagesfrist soll laut offi zieller Darstellung Betroffenen und NGOs 

eine Stellungnahme ermöglichen. Umweltgutachten von Großprojekten 

umfassen nicht selten bis zu 1000 Seiten. Es ist nicht möglich, in 30 Tagen 

qualifi zierte Feedbacks zu erarbeiten.

2

25 Die Forderung nach Rechen-
schaft und Transparenz staatlicher 
Handlungen fi ndet sich in den 
Programmatiken aller Parteien. Sie 
wurde national u.a. durch Rechte 
auf Parteistellung bei nationalen 
Entwicklungsprojekten normiert und 
international durch Abkommen wie 
die Rio-Deklaration und die Aarhus-
Konvention gefestigt. 

26 Einmal mehr fehlt eine klare 
Rechtsgrundlage. Die OECD-
„Empfehlungen“ zu gemeinsamen 
Mindeststandards (Common 
Approaches), in welchen die 30-
Tagesfrist verankert ist, besitzen als 
„Gentlemen´s-Agreement“ keine 
Rechtskraft. Dessen nicht genug, 
erlaubt eine Ausnahmeklausel (Para-
graph 19) explizit auch, Umweltin-
formationen nicht zu veröffentlichen. 
Das Abkommen bittet in diesem Fall 
lediglich um eine erläuternde Mittei-
lung an die OECD Arbeitsgruppe 
(nicht etwa die Öffentlichkeit). 
Vgl. http://www.olis.oecd.org/olis/
2007doc.nsf/linkto/tad-ecg(2007)9

27 Die Anpassung erfolgte erst auf 
Druck der EU, welche per Richtlinie 
eine einheitliche Ratifi zierung der 
UN-Aarhus Konvention vorschrieb. 
Gegenüber NGOs war zuvor von 
offi zieller Seite stets behauptet 
worden, Rechte auf Einsichtnahme 
wären impraktikabel, angesichts 
des Bankgeheimnisses unmög-
lich zu verwirklichen und würden 
eine Bedrohung für das Geschäft 
darstellen.

MARKTVERZERRUNG 
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2. Selbst wenn es Betroffenen und ExpertInnenen gelingt, innerhalb der Frist 

Feedbacks einzubringen, können diese maximal zu Detailaufl agen führen, 

während die Grundsatzentscheidung (Promesse) bereits vor dem Zeitpunkt 

der Veröffentlichung getroffen wird.

3. Laut Umweltinformationsgesetz (UIG) ist die Öffentlichkeit berechtigt, 

bereits vor der 30-Tagefrist Umweltinformationen anzufordern. In der 

Praxis kann sie dieses Recht jedoch nicht einlösen, denn sie besitzt keinerlei 

Anhaltspunkte, welche Projekte überhaupt geprüft werden. Obwohl das 

UIG sogar explizit vorschreibt, den Zugang zu Umweltinformationen durch 

Listen zu erleichtern, werden diese nicht zur Verfügung gestellt. Die Öffent-

lichkeit, NGOs und JournalistInnenen werden somit in der Praxis weiter 

darüber im Dunkeln gelassen, welche Projekte geprüft werden, obwohl 

der Gesetzgeber das Recht auf Einsichtnahme in umweltrelevante Daten 

vorsieht.

4. Es fehlt eine klare Gesetzesgrundlage, die analog zum Recht auf Umwelt-

informationen auch zu Antikorruptionsmaßnahmen, sozialen Auswirkungen 

von Projekten, menschenrechtlichen Aspekten sowie zur fi nanziellen Geba-

rung ein Recht auf Informationszugang vorsieht.

5. Bestehende Rechte werden durch BMF und OeKB nicht adäquat umge-

setzt. Anfragen nach unkritischen Umweltinformationen wurde zwar stets 

rasch nachgekommen, die Beantwortung von Anfragen zu problematischen 

Informationen jedoch mit allen Mitteln verhindert – möglicherweise sogar 

gesetzeswidrig. 

BEISPIEL 1: Die Antwort auf eine parlamentarische Anfrage zum umstrittenen 

Ilisu- Staudamm wurde inhaltlich verweigert.28

BEISPIEL 2: Die ursprünglichen Unterlagen (Umsiedlungsplan, Umweltgut-

achten) zum Ilisu-Staudamm wurden veröffentlicht. Sie waren jedoch funda-

mental mangelhaft, sodass sowohl die externen PrüferInnen der ECAs, als 

auch Betroffene und NGOs grundlegende Überarbeitungen forderten. Das 

BMF behauptete, sie würde diesen grundsätzlichen Überarbeitungen durch 

150 Aufl agen nachkommen, hielt dies jedoch bis zur Entscheidung über die 

Haftungsvergabe geheim. Damit wurden so grundlegende Fragen wie jene, 

ob überhaupt Land als Ersatz für die zerstörten Grundstücke vorhanden sei, bis 

zur Beschlussfassung vor Journalisten, Betroffenen und selbst vor den Beirats-

mitgliedern geheim gehalten. Die vorgebrachte Begründung: die Türkei habe 

die Geheimhaltung verlangt. Um das im österreichischen Gesetz festgelegte 

Recht auf Einsichtnahme zu umgehen, wurde eigens bilateral eine Geheimhal-

tungsklausel erdacht und unterzeichnet. Eine solche aggressive Geheimhaltung 

verdeutlicht, dass selbst bestehende Gesetze mit allen Mitteln umgangen 

werden, wenn eine Veröffentlichung von kritischen Informationen das Geschäft 

schädigen könnte.

TRANSPARENZ

28 Anfrage Nr. 4613/J vom 13 Juli 
2006. Der Finanzminister ließ die 
gesetzliche Antwortfrist verstrei-
chen und formulierte in seinem 
Schreiben an den Präsidenten des 
Nationalrats vom 13. September 
2007: „Im Hinblick auf das laufende 
Prüfverfahren darf ich Sie jedoch 
um Verständnis ersuchen, dass ich 
zu Ihren sehr konkreten inhaltlichen 
Fragen aus grundsätzlichen Erwä-
gungen nicht Stellung nehmen kann 
ohne den Beratungs- und Entschei-
dungsprozess in den zuständigen 
Gremien zu präjudizieren.“ Die 
Fragen beinhalteten so grundle-
gende und zu diesem Zeitpunkt 
leicht feststellbare Auskunftsbe-
gehren wie jenes, ob die türkische 
Rechtslage der Umsiedlungspla-
nung seit Februar 2006 angepasst 
wurde
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2.1.2 KONKRETE REFORMSCHRITTE

Im Bereich des Umweltrechts wurde bereits ein wichtiger und intelligenter 

Schritt gesetzt. Grundsätzlich sind alle umweltrelevanten Informationen 

einsichtig. Wettbewerbssensible Daten können jedoch im Einzelfall herausge-

nommen werden. Hierauf aufbauend sind zur Herstellung dringend gebotener 

Transparenz folgende Schritte notwendig:

1. UIG verbreitern: Der Gesetzgeber ist gefordert, nach dem Modell der 

UIG-Novelle analog auch eine Gesetzesgrundlage für den freien Zugang 

zu Informationen über die menschenrechtliche Prüfung, soziale Prüfung, 

Korruption und fi nanzielle Prüfungen zu schaffen.

2. Frist ausweiten: Die ex-ante Veröffentlichung von Kategorie A und B 

Projekten sollte mindestens 60 Tage, besser aber – wie z.B. im Fall der Euro-

päischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD)29  oder der Asian 

Development Bank30 – 120 Tage vorgeschrieben werden. Die Ausnahme-

klausel gehört gestrichen.

3. Konsultation vor Erstellung des Umweltgutachtens: Analog zur Praxis inter-

nationaler Banken31 sollte bereits vor Beauftragung der Umweltstudie eine 

Konsultation mit der betroffenen Bevölkerung stattfi nden (sogenanntes 

„scoping“). Dies trägt stark zur frühzeitigen Identifi zierung lokaler Probleme 

und Anliegen bei.

4. Fertige Unterlagen: Es muss sichergestellt werden, dass die Tagesfrist 

erst ab der Veröffentlichung jener Projektunterlagen gilt, welche auch zur 

Abstimmung im Ministerium herangezogen werden. Sollte es zu wesentli-

chen Änderungen der Unterlagen kommen (wie bei Ilisu), so müssen diese 

selbstverständlich veröffentlicht und die Frist neu zu zählen begonnen 

werden. Im Grunde eine Selbstverständlichkeit – dieses Erfordernis wurde 

im Fall des Ilisu-Staudamms jedoch ignoriert (siehe oben). 

5. Listen: Wie vom Umweltinformationsgesetz angeleitet, sollten jedenfalls 

alle Kategorie A und B Anträge, zu denen Umweltinformationen vorliegen, 

bereits ab der Antragstellung online gelistet werden, sodass diese rechtlich 

verfügbaren Informationen auch praktisch angefordert werden können.

6. Transparente Antworten: Der Gesetzgeber sollte vorsehen, dass alle Stel-

lungnahmen zu Projekten und Politiken auf der Homepage der OeKB veröf-

fentlicht werden und seriös beantwortet werden müssen. Als Anleihe einer 

solchen Veröffentlichungspolitik kann die englische Exportkreditagentur 

ECGD oder auch die EBRD dienen.32

7. IFI Charta: Die Bank sollte sich der Transparency Charter für internationale 

Finanzinstitutionen (IFIs) verpfl ichten, die im Rahmen der Global Trans-

TRANSPARENZ

29 Gilt für alle Kategorie-A-Projekte 
im public sector. Vgl. EBRD Public 
Information Policy: Report on Imple-
mentation http://www.ebrd.com/
about/policies/pip/report06.pdf

30 Gilt für alle „environmentally-
sensitive projects“ [Kategorie 
A und B]  im private sector. Vgl. 
Asian Development Bank, Public 
Communications Policy http://
www.adb.org/Documents/Policies/
PCP/pcp0502.asp 

31 Zur Veranschaulichung z.B.: http:
//www.ebrd.com/projects/eias/
scs0505.pdf

32 Zu konkreten Beispielen siehe 
Linksammlung am Ende.
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parency Initiative (GTI) erarbeitet wurde und die großteils auch auf ECAs 

anwendbar ist.33

8. Accountability-Mechanismus: Dieser könnte, wie bei IFIs verbreitet, einen 

Ombudsmann, eine policy compliance unit, eine Anti-Korruptionseinheit 

und whistle-blower protection34 beinhalten.35

2.1.3 FALSCHE BEDENKEN

Das häufi gste Bedenken gegen ex-ante Transparenz ist, dass dem Antragsteller 

wirtschaftliche Nachteile entstehen könnten, wenn die Konkurrenz durch eine 

frühe Veröffentlichung wettbewerbsrelevante Informationen erhalten würde. 

Diese Sorge ist zwar verständlich, stellt jedoch keinen prinzipiellen Einwand 

gegen Transparenz dar: In der Praxis können wettbewerbsrelevante Informa-

tionen ausgestrichen werden. Das UIG macht hier für Umweltinformationen 

einen praktikablen Anfang.36 Gleiches Recht muss auch für menschenrechtliche 

und soziale Auswirkungen, fi nanzielle Tragfähigkeit und Informationen über die 

Erfüllung von Antikorruptionsmaßnahmen gelten. 

2.2 PARTIZIPATION VON BETROFFENEN 

2.2.1 PROBLEME

Bei großen Entwicklungs- und Infrastrukturprojekten zählt die lokale Bevölke-

rung oft nicht zu den Begünstigten und zahlt im Gegenteil einen übermäßig 

hohen Preis. Nicht selten verlieren Menschen dabei ihre Lebensgrund-

lage. Alleine für Großstaudämme wurden weltweit über 40 Mio. Menschen 

gezwungen umzusiedeln.37 In der überwiegenden Mehrzahl verschlechterte sich 

ihre Lebenssituation. Nach etlichen Jahrzehnten leidvoller Erfahrung mit Groß-

projekten ohne Rücksicht auf die lokale Bevölkerung zählen „Information“ und 

„Konsultationen“ seit den 1980er Jahren zu den zentralen Schlüsselwörtern der 

Entwicklungsdiskurse. Heute schreiben nicht nur die Weltbank, sondern auch 

alle Entwicklungsbanken und 90% der kommerziellen Privatbanken Konsultati-

onen bei Projekten in Entwicklungsländern vor.

Doch diese Konsultationserfordernisse erwiesen sich in den letzten 20 Jahren 

als inadäquat: Befragungen alleine geben keinerlei Sicherheit, dass die 

Anliegen der Betroffenen berücksichtigt werden. International setzt sich daher 

ein wachsender Konsens38 durch, dass Betroffene von Anfang an in die Planung 

des Projektdesigns, der Ausgleichsmaßnahmen und Umsiedlungen einzu-

binden sind. Sie müssen als VerhandlungspartnerInnen betrachtet werden. 

Die Verhandlungen sollten so lange geführt werden, bis ein Kompromiss 

PARTIZIPATION VON 

BETROFFENEN

33 Vgl. Global Transparency 
Initiative (17. September 2006 
in Batam, Indonesia): http:
//www.ifitransparency.org/doc/
charter_en.pdf 

34 Siehe Kap. 2.3.2

35 Vgl. z.B. http://www.ebrd.com/
about/integrity/index.htm 

36 Um das Recht der Öffentlichkeit 
auf Umweltinformationen durch-
zusetzen, dabei aber auch die 
Bedenken der Industrie zu berück-
sichtigen, die durch Veröffentli-
chungen sensibler Informationen 
Wettbewerbsnachteile befürch-
tete, wurde bestimmt, dass alle 
Informationen zu veröffentlichen 
sind, sensible Details jedoch in 
Ausnahmefällen geschwärzt werden 
können. Solche Schwärzungen 
müssen im Einzelfall gerechtfertigt 
werden. Ausnahmegründe sind 
genau defi niert und laut Gesetz 
eng auszulegen. Eine  umsichtige 
Lösung, um den legitimen Ansprü-
chen beider Seiten gerecht zu 
werden.

37 WCD (2001): Dams and Deve-
lopment: A new framework for 
decisionmaking. Overview of the 
report by the World Commision on 
Dams. S.6

38 Zu konkreten Beispiel vgl. FERN 
(2006): ECAs and the Licence to 
Finance. 
h t t p : / / w w w. f e r n . o rg / m e d i a /
documents /document_3756_
3775.pdf  
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erzielt wird, welcher auch für die Menschen, die ihren Lebensraum aufgeben 

müssen, akzeptabel ist. Wir alle würden uns selbst nicht mit weniger zufrieden 

geben. Unverbindliche Befragungen und Informationen sind inakzeptabel. Eine 

Mindestanforderung sind gleichwertige Verhandlungen mit Betroffenen zu 

konkreten Maßnahmen und Pfl ichten der Projektbetreiber.

Zahlreiche Banken und Industrieverbände gehen daher zunehmend dazu über, 

statt Konsultationen die wirkliche Partizipation und Zustimmung von Betrof-

fenen zu fordern. Dazu zählen der Extractive Industries Review der Weltbank, 

der International Council on Mining and Metals, die World Commission on 

Dams (WCD), die International Commission on Large Dams (ICOLD),  die Inter-

national Energy Agency (IEA), JPMorganCase, HSBS und andere. 

Dennoch fehlt bei der OeKB diesbezüglich jegliche Aufl age: nach Jahrzehnten 

leidvoller Erfahrung mit Entwicklungsprojekten, bei denen auf lokale Gemein-

schaften keine Rücksicht genommen wurde, ermöglicht im Jahr 2007 die Repu-

blik Österreich immer noch die Kreditvergabe an Projekte, die die Betroffenen 

selbst nicht einbinden. Es existiert in der staatlichen Exportförderung durch 

die OeKB keine Richtlinie für Partizipation. Selbst antiquierte Informations- und 

Konsultationsvorschriften fi nden sich nur indirekt durch den vagen Verweis auf 

die Standards der Weltbanktochter International Finance Cooperation (IFC).39

2.2.2 KONKRETE REFORMSCHRITTE

Eine glaubhafte Partizipation stellt einen Aufwand dar – sie ermöglicht aber 

auch, das Risiko eines Scheiterns massiv zu verringern und ist eine menschen-

rechtliche Grundanforderung. Sie kann durch folgende Schritte erreicht 

werden: 

1. Grünes Licht nur bei öffentlicher Unterstützung: Alle geförderten Projekte 

mit wesentlichen sozialen und ökologischen Auswirkungen müssen nach-

weisbare und breite öffentliche Unterstützung der betroffenen Gemeinden 

vorweisen.  Als Nachweis können beispielsweise ausgehandelte Abkommen 

mit Vertretern der Gemeinden dienen. Die Identifi kation von repräsenta-

tiven Vertretern sollte sich nach den lokal existierenden Systemen politi-

scher Repräsentation richten.

2. Wirkliche Partizipation: Als Voraussetzung für eine Haftungsvergabe muss 

nachgewiesen werden, dass die betroffenen Gemeinden konsultiert, infor-

miert und aktiv in die Entscheidungsfi ndung über die Auswahl von Projekt-

alternativen, unterschiedlichen Projektdesigns, den Fokus der Umwelt- und 

Sozialprüfung, das Design von Ausgleichsmaßnahmen sowie die Planung 

von Umsiedlungsmaßnahmen einbezogen wurden. Die aus UN und Welt-

bank hervorgegangene Nachfolgeorganisation der World Commision on 

Dams bietet praktische Unterstützung und Know-how bei der Organisation 

der Partizipationsprozesse an.

PARTIZIPATION VON 

BETROFFENEN

39  Vgl. ebd. 
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3. Umfassende Projektinformation: Alle Umweltuntersuchungen, Anti-

Korruptionsmaßnahmen und Abkommen müssen 120 Tage vor einer 

Beschlussfassung der Kontrollbank der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 

worden sein, um eine Projektbeurteilung zu erlauben. Dies beinhaltet auch 

die relevanten Rahmenabkommen eines Projektes, wie power purchase 

agreements, production sharing agreements, host country agreements, 

cutting licenses, concession maps u.a.

4. Zeitplan: Um eine Exporthaftung zu erhalten, muss nachgewiesen werden, 

dass Partizipation bereits frühzeitig in der Planungsphase stattgefunden 

hat. Als Mindesterfordernis muss Partizipation jedenfalls a) beim „scoping“ 

(der Identifi kation von Problemen noch bevor ein Umweltgutachten und 

Umsiedlungsstudien beauftragt wurden),40 sowie b) nach Veröffentlichung 

der Pläne stattfi nden. 

5. Unabhängige Untersuchungen: Bei großen Projekten sollte die OeKB 

unabhängige Untersuchungen zwischen Projektentwicklern und betroffenen 

Gemeinden beauftragen und veröffentlichen.

2.2.3 FALSCHE BEDENKEN

Es gibt keinen haltbaren Einwand gegen die Festschreibung des Menschen-

rechts auf Partizipation als Voraussetzung für eine Haftungsvergabe. Jedoch 

sind häufi g vorgebrachte Bedenken jene, dass sich BMF und OeKB erst zu 

einem späten Zeitpunkt an Projekten beteiligen oder dass der österreichische 

Lieferanteil und damit auch der mögliche Einfl uss gering seien.

Erstens zählt Österreich gerade im hier relevanten Staudammbereich zu den 

globalen Hauptakteuren und nimmt oft eine führende Rolle mit wesentlichem 

Einfl uss ein. Alleine in der Türkei wurden etwa zwei Drittel der in Wasserkraft-

werken installierten Megawatt mit österreichischer Beteiligung errichtet. Zwei-

tens bleibt für kleine Zulieferungen das Faktum, dass es bei fehlendem Einfl uss 

eben auch zu keiner Förderung kommt. So wie die OeKB bisher schon keine 

Lieferungen an AKWs in Haftung nimmt, sollen künftig auch keine Lieferungen 

an Projekte unterstützt werden, bei denen den Betroffenen ihr Menschenrecht 

auf Mitbestimmung bei Zwangseingriffen in ihre Lebensgrundlagen verwährt 

bleibt.

PARTIZIPATION VON 

BETROFFENEN

40 Konsultationen bei scoping ist 
bereits gängige Praxis bei EBRD 
und internationalen Banken.
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2.3 KORRUPTIONSBEKÄMPFUNG

2.3.1 PROBLEM

Österreichs Firmen erscheinen laut internationalen Umfragen unter Handelsan-

gestellten41 vergleichsweise selten in Korruption und Bestechungen verstrickt. 

Es wäre jedoch weltfremd anzunehmen, dass es nie zu Bestechungen kommt. 

Informell bestätigen viele PraktikerInnen der Exportabwicklung, dass zur 

Auftragsanbahnung Geschenke und Provisionen in vielen Entwicklungsländern 

und ehemaligen Staaten der Sowjetunion eine verbreitete Praxis darstellen. 

Häufi g werden sie in Form von überzogenen Provisionen an MaklerInnen 

bezahlt, welche die Auftragsanbahnung vornehmen. Wenn ein österreichischer 

Exporteur besticht, um einen Auftrag zu erhalten, so handelt es sich nicht nur 

um ein (in Österreich) strafbares Delikt.  Die Bestechung führt auch zu höheren 

Preisen für Konsumenten, fördert kriminelle Strukturen und verzerrt den Wett-

bewerb.

Die Intransparenz der Auftragsanbahnung der Eurofi ghter, die Bestechungsvor-

würfe im Siemenskonzern, sowie die Involvierung österreichischer Firmen in die 

UN Oil for Food Bestechungsaffäre im Irak42 schärften zuletzt auch in Österreich 

das Problembewusstsein. Während die Gesetzeslage im langjährigen Vergleich 

verbessert wurde, musste die OECD 2006 in einem peer-review43 feststellen, 

dass Österreich entschieden zu wenig gegen Bestechungen von Firmen im 

Ausland unternimmt. „The Working Group is seriously concerned about the 

absence of any foreign bribery investigations in Austria since the adoption of 

the foreign bribery legislation in 1998 including with regard to allegations in 

the public domain.“ Zum Vergleich: Alleine zwischen Mai 2001 und April 2002 

registrierte die US-Regierung über 60 Verträge mit vermuteten Bestechungen, 

welche einen Auftragswert von über 35 Mrd. USD darstellten.44

Wie die britische NGO ‚The Corner House’ in etlichen Studien45 nachweist, 

versäumten es Exportkreditagenturen nicht nur, Korruption zu bekämpfen, sie 

unterstützten in einzelnen Fällen sogar Bestechungen:

· Bestechungsskandale von einzelnen Firmen wurden ignoriert.

· Hinweisen auf Bestechungen wurde nicht nachgegangen.

· Bei nachgewiesenen Bestechungen wurden keine Konsequenzen gezogen.

· In der Folge wurden auch Bestechungsgelder unter Haftung genommen. 

· In einzelnen Fällen wurden Schadensfälle anerkannt, welche direkt daraus 

entstanden, dass das Gastland den Vertrag aufgrund involvierter Beste-

chungen kündigte.46

Nur zögerlich werden diese Mängel verbessert. In Österreich wurde zwar 1999 

das OECD Action Statement gegen Bestechungen bei Exportgeschäften unter-

zeichnet – die OeKB setzte jedoch nur die absolute Minimalvariante um: die 

Exporteure werden schlicht gebeten zu unterschreiben, dass sie keine Beste-

chung vornehmen werden.

KORRUPTIONS-
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41 Transparency International: 
Bribe Payer Index (BPI) 2006: http:
//www.transparency.org/policy_
research/surveys_indices/bpi

42 Im Dezember 1996 wurde das 
UN-Hilfsprogramm „Oil for Food“ 
geschaffen, das zu einem der 
größten Korruptionsskandale in 
der Geschichte der UN wurde. Laut 
UN-Bericht (vgl. Volcker, Paul A. 
u.a. (2005): Manipulation of the Oil-
For-Food Programme by the Iraqi 
Regime, http://www.iic-offp.org) 
haben auch 37 österreichische 
Firmen in Form von Kick-back-
Zahlungen im Ausmaß von insge-
samt sieben Millionen Dollar das 
Regime des Diktators Saddam 
Husseins zumindest indirekt unter-
stützt. (vgl: Corinna Milborn in 
Format Nr. 44/2005: Saddams Netz-
werk in Österreich)

43 OECD (2006): Austria: Phase 2. 
Report on the application of the 
Convention on comparing bribery 
of foreign public offi cials in interna-
tional business transactions and the 
1997 recommendation on comba-
ting bribery in international business 
transactions. http://www.oecd.org/
dataoecd/16/22/36180957.pdf 

44 Vgl. The Corner House (2003): 
Underwriting Bribery: Export Credit 
Agencies and Corruption.
http://www.thecornerhouse.org.uk/
pdf/briefi ng/30ecabribe.pdf S.2
 
45 Als grundlegende Einführung 
siehe: Ebd. Details und Updates 
zu den aktuellen Verhandlungen 
der OECD unter: http://www.eca-
watch.org/problems/corruption/
index.html#Background

46 Im Juli 1998 entschädigte die 
kanadische Exportkreditagentur 
EDC den kanadischen Kraftwerks-
bauer BC Hydro, nachdem die 
pakistanische Regierung ihren 
Vertrag für das Rawand Power Plant 
Project mit der Angabe gekündigt 
hatte, dass dieser durch Beste-
chungen von Beamten zustande 
gekommen war (vgl. The Toronto 
Star, 29 Jänner 1999).
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Erst 2006 verpfl ichtete sich Österreich durch die Unterzeichnung des überar-

beiteten Action Statements, seriösere Maßnahmen zu ergreifen:

1. Exporteure sind aufgefordert anzugeben, ob sie in den letzten 5 Jahren 

wegen Bestechung verurteilt wurden.

2. Höhe und Zweck der Zahlungen an Agenten, sowie dessen Identität müssen 

auf Anfrage angegeben werden. 

3. Die Bank ist aufgefordert, regelmäßig zu überprüfen, ob ein Unternehmen 

auf einer der schwarzen Listen aufscheint – wie jener der Weltbank – und in 

diesem Fall due diligence47 zu unternehmen.

4. Im Fall von glaubwürdiger Evidenz (nicht erst bei einer gerichtlichen Verur-

teilung) von Bestechungen, muss der Prozess der Kreditvergabe gestoppt 

werden, so lange die Untersuchung andauert.

Obwohl diese Fortschritte zu begrüßen sind, weisen diese Maßnahmen signifi -

kante Löcher und Schwächen auf, welche rasch verbessert werden sollten.

2.3.2 KONKRETE REFORMSCHRITTE

Österreich hinkt im Bereich der Korruptionsbekämpfung hinterher. Die dänische 

Exportkreditagentur Altradius etwa verlangt obligatorisch bei jeder Antragstel-

lung (inter alia) Namen, Adresse und Funktion von Agenten anzugeben, sowie 

den Nachweis, dass Provisionszahlungen den tatsächlichen Leistungen entspre-

chen. Provisionen, deren Höhe 5% des Auftragswertes übersteigt, werden laut 

Altradius grundsätzlich nicht in Deckung genommen. Ähnliche Maßnahmen 

implementierte die britische Exportkreditagentur ECGD.48  In Österreich 

hingegen werden Auskünfte über die Höhe der Provision und der Nachweis, 

dass dieser wirkliche Leistungen gegenüberstehen, nur fallweise verlangt. 

Zusätzlich fehlen klare Angaben, nach welchen Kriterien oder Verdachtsmo-

menten vorgegangen wird.

Um effektive Korruptionsbekämpfung zu erreichen, sind das Bundesministe-

rium für Finanzen und die Kontrollbank AG aufgefordert, folgende Maßnahmen 

zu ergreifen:

  

1) Agenten/Provisionen obligatorisch abfragen: Der best-practise folgend, 

sollten Identität der Agenten, Höhe der Provision und ein Nachweis, dass 

dieser tatsächliche Leistungen gegenüberstehen, obligatorisch verlangt 

werden. Dabei sollten auch der Ort der Zahlung und die Beziehung des 

Abnehmers zum Agenten offen gelegt werden.

2) Sperrung von Unternehmen: Es ist unbestritten, dass das Sperren von Unter-

nehmen (Debarment), das mit Abstand wichtigste (und einzige) Sanktions-

Instrumentarium von Exportkreditagenturen ist. Dennoch wird in Österreich 

auf dieses Instrument verzichtet: es fehlen jegliche klaren Regeln zur Sper-

rung von Unternehmen mit Bestechungsfällen - selbst wenn diese bereits 

KORRUPTIONS-
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47 Eingehende Prüfung

48 Vgl. Hawley, Susan. ECA-Watch 
(2006): Experience and Practice 
of Combating Bribery in Offi cially 
Supported Export Credits. 
http://www.thecornerhouse.org.uk/
item.shtml?x=530280 
sowie Neyer, Judith. FERN (2005): 
Corruption: European export credit 
agencies under scrutiny. 
http://www.fern.org/www.fern.org/
media/documents/document_
2648_2650.pdf
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gerichtlich rechtskräftig verurteilt sind. Dies widerspricht dem generellen 

Trend und konterkariert bestehende Bemühungen: „Crossdebarment“ ist 

auf der Agenda fast aller internationaler Finanzinstitutionen. Artikel 45 der 

Direktive zu Public Procurement verlangt von EU Mitgliedsstaaten Unter-

nehmen auszuschließen, welche in letzter Instanz rechtskräftig der Korrup-

tion überführt wurden.

3) Austausch über Track-Record: Die öffentlich zugänglichen (eingeschränkten) 

Listen der Weltbank sollten sinnvoller Weise durch eigene Listen und 

Austausch unter ECAs über den track-record von Unternehmen mit Korrup-

tionsfällen ergänzt werden.

4) Tochtergesellschaften einbeziehen: Die Angabe, ob es zu Verurteilungen 

gekommen ist, sollte auch auf Tochterunternehmen ausgedehnt werden.

5) Bericht von Korruptionsverdacht: Die OeKB verpfl ichtete sich lediglich den 

Gesetzesvollzugsbehörden über „credible evidence“ zu berichten. Dies 

sollte auch auf Verdachtsfälle ausgeweitet werden. „Credible evidence“ 

muss klarer defi niert werden und sollte sich an Regeln für gerichtliche 

Beweise orientieren.

6) Ausschreibungen als Basis: Nur Geschäfte, die auf Basis transparenter und 

offener Ausschreibungen abgeschlossenen wurden, sollen in Deckung 

genommen werden.

7) Unterstützung durch „whistle-blower procedures“: Diese Prozedere wurden 

entwickelt, um Angestellten die Meldung von Mängeln zu erleichtern ohne 

persönlichen Schaden zu nehmen. Sie beinhalten die Institutionalisierung 

der Meldung von Irregularitäten, klare AnsprechpartnerInnen, Zusicherung 

der Anonymität und Vertraulichkeit u.a. Bisher sind keine „whistleblower 

procedures“ der OeKB bekannt. Sie würden es sowohl den Mitarbeite-

rInnen, wie auch Außenstehenden erleichtern, Verdachtsfälle zu melden.49

8) Anerkannte Rechnungslegung: Alle an einem Projekt beteiligten Firmen 

müssen vorweisen, dass sie international anerkannten Rechnungslegungs-

vorschriften folgen.

KORRUPTIONS-
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49 Z.B. http://www.ebrd.com/about/
strategy/general/whistle.htm
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2.4 VERHINDERUNG VON VERSCHULDUNG

2.4.1 PROBLEM

Der Schuldenberg vieler Entwicklungsländer gilt bekanntlich als eines der 

größten Hindernisse um der Armutsfalle zu entkommen. Doch wie entsteht 

diese Verschuldung? 

Über 30% der Schulden von Entwicklungsländern nehmen ihren Ursprung in 

gescheiterten Exportprojekten aus Industrienationen wie Österreich.50 Erhält 

ein österreichisches Unternehmen für eine Lieferung in ein Entwicklungsland 

eine Exporthaftung, so begleicht die Republik Österreich im Schadensfall den 

Zahlungsausfall51 des Importeurs – rechnet jedoch die Kosten dafür dem Staat 

des Importeurs an. Dies ist möglich, wenn von dem Importstaat eine sogenannte 

„Gegengarantie“ verlangt wurde, durch die er für seine Importeure haftet.

VEREINFACHTES FALLBEISPIELVEREINFACHTES FALLBEISPIEL

Ein österreichischer Exporteur und ein ausländischer Importeur möchten einen 

Vertrag über die Lieferung von Turbinen abschließen. Um sich gegen einen Vertrag über die Lieferung von Turbinen abschließen. Um sich gegen einen 

Zahlungsausfall des neuen Geschäftspartners abzusichern, wendet sich der 

Exporteur (oder deren Hausbank) an die OeKB und stellt einen Antrag für eine 

Export-Garantie.52 Die OeKB prüft den Antrag fi nanziell und ökologisch und 

legt eine Empfehlung zur Entscheidung dem BM für Finanzen vor, das in der 

Regel, differenziert nach der aktuellen Bonitätseinschätzung des Abnehmer-

landes, einen Selbstbehalt des Exporteurs von 10-20 % einschließt. Das BMF 

wiederum legt eine sehr knappe Zusammenfassung der OeKB-Empfehlung 

dem Beirat für Ausfuhrfi nanzierung zu allfälligen Kommentaren vor.

Das BMF gibt ggf. eine grundsätzliche Deckungszusage, nachdem die Regie-

rung des Importeurs im Gegenzug eine Staatsgarantie übernommen hat. Dies 

bedeutet, dass die vertragsmäßigen Zahlungsverpfl ichtungen des Importeurs 

im Fall von Problemen auf den Staat übergehen. Dann erst schließen die Unter-

nehmen den Vertrag über die Lieferung der Ware.

Sie vereinbaren z.B. eine Zahlung binnen 12 Monaten in Raten. Die OeKB-

Garantie wird erteilt, und der Exporteur bezahlt eine Prämie, die sich eben-

falls nach der geschätzten Bonität des importierenden Staates richtet, an die 

OeKB. Kommt es zu einem Schadensfall – z.B. wird geliefert, der Importeur 

erleidet jedoch Konkurs, bevor er die Lieferung bezahlt hat, vereinbarte Leis-

tungen werden nicht erbracht, politische Unruhen verhindern die Vertragser-

füllung oder es kommt zu einem dreimonatigen Zahlungsverzug – so kann der 

österreichische Exporteur die Garantie bei der OeKB einlösen. Er erhält von 
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50 Vgl. Goldzimer, Aaron. FoodFirst 
(2003): Worse Than the World 
Bank? 
http://www.foodfirst.org/pubs/
backgrdrs/2003/w03v9n1.html 
(Berechnung für 2003 auf Basis von: 
OECD, Joint BIS-IMF-OECD-World 
Bank Database)

51 Im Haftungsfall wird der gesamte 
entgangene Schaden abzüglich des 
Selbstbehalts ersetzt.

52 Z.B. im Fall einer Rahmengarantie 
G5, in der sowohl politische Risiken 
wie Krieg, ein länger als drei Monate 
dauernder Transferverzug, wie auch 
wirtschaftliche Risiken wie Nichtbe-
zahlung oder Insolvenz des Kunden 
beinhaltet sind.
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der OeKB den gesamten vom Importeur geschuldeten Betrag abzüglich des 

Selbstbehaltes von z.B. 10% ausbezahlt. Gleichzeitig tritt er die Rechte aus dem 

Vertrag an die Republik Österreich ab, welche diese verwerten kann. Im Fall von Vertrag an die Republik Österreich ab, welche diese verwerten kann. Im Fall von 

Devisenproblemen ist eine mittelfristige Einbringlichkeit wahrscheinlich, bei 

Schadensfällen aus politischen Unruhen oder einer Insolvenz des Importeurs in 

der Regel nicht.

Gleichzeitig nimmt die OeKB (im Namen der Republik) ihre Rechte aus der 

Gegengarantie des Abnehmerlandes wahr, und rechnet den gesamten nomi-

nellen Betrag den bilateralen Schulden des Abnehmerlandes zu.53 Das System 

der Exportfi nanzierung erwirkt damit, dass die Steuerzahler des Importlandes 

letztlich für die Verluste unserer Exporteure bezahlen.

Seit den 1980er Jahren war absehbar, dass viele Entwicklungsländer ihre 

Schulden nie mehr zurückzahlen können. Dennoch wurden weiterhin Export-

kredite genehmigt und die Kosten im Schadensfall der bilateralen Schuld ange-

rechnet. In Österreich werden die Kosten für die im Pariser Club vereinbarte 

Streichungen von uneinbringlichen Schulden aus Exportkrediten der öffentli-

chen „Entwicklungshilfe“ (ODA) angerechnet. Durch diese „Umtaufung“ von 

Schulden aus Exportprojekten als Entwicklungshilfe kaschiert Österreich seine 

beschämend niedrigen Mittel für Entwicklungszusammenarbeit. Dies geht auf 

Kosten neuer Mittel für reale Hilfsprojekte, für die entsprechend Geld fehlt.

Normale Versicherungen müssen nicht einbringliche Forderungen selbst 

decken (soweit sie nicht rückversichert sind). Die Kontrollbank AG kann sich 

jedoch erlauben, hierzu Steuergelder heranzuziehen. Diese oben genannte 

fragwürdige Meldepraxis widerspricht potentiell dem Artikel 22 des OECD 

Arrangements on Offi cially Supported Export Credits54  und der Direktive 

98/29/EC vom 7. Mai 1998 des Europäischen Rates.55 Beide besagen, dass 

die Prämieneinnahmen einer ECA sowohl die Langzeit-Betriebskosten, wie 

auch Verluste aus dem Exportgeschäft decken müssen. Stützungen aus Staats-

budgets werden untersagt. Weiterhin verletzt sie auch potentiell die Entschei-

dungen des UN-Gipfels für Entwicklungsfi nanzierung in Monterrey 2002, wo 

explizit festgehalten wurde, dass sichergestellt werden muss „that resources 

provided for debt relief do not detract from ODA resources intended to be 

available for developing countries”. 56
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53 Sollte das Abnehmerland 
weiterhin säumig bleiben und die 
Schuld inklusive Zinsen nicht zahlen 
(und der OeKB gelingt es nicht, 
die Lieferung sicherzustellen bzw. 
anderwärtig zu verwerten), wird 
der Fall im Rahmen von Umschul-
dungsverhandlungen zwischen 
Abnehmerland und dem Pariser 
Club - zwischenstaatlicher infor-
meller Zusammenschluss öffentli-
cher Gläubiger - einer Entscheidung 
zugeführt werden.

54 Vgl. OECD. Arrangement on 
Offi cially Supported Export Credits. 
TD/PG(2005)38/FINAL (Dez. 2005). 
http://webdomino1.oecd.org/olis/
2005doc.nsf/43bb6130e5e86e5f
c12569fa005d004c/23013c02935
35d25c12570cf003e35ed/$FILE/
JT00195558.PDF 6. 

55 Vgl. http://eur-lex.europa.eu/
smartapi/cgi/sga_doc?smartap
i!celexplus!prod!DocNumber&l
g=en&type_doc=Directive&an_
doc=1998&nu_doc=29 

56 Report of the International Confe-
rence of Financing for Development. 
Monterrey, Mexico. 18-22 March 
2002. Annex: Monterrey Consensus, 
paragraph 51. http://www.un.org/
esa/ffd/aconf198-11.pdf  
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FALLBEISPIEL

DIE VERSCHULDUNG DES IRAK DURCH EXPORTKREDITE AN DAS 

IRAKISCHE REGIME UNTER SADDAM HUSSEIN

    

Ab 1978 begann das irakische Baath-Regime mit ethnischen Säuberungen. Trotz 

blutiger Repressionen gegenüber der Bevölkerung, bei der 1988 auch Giftgas 

eingesetzt wurde (vgl. AI Deutschland (2003): Irak / Die Menschenrechtsverstöße 

der vergangenen Jahrzehnte, www.amnesty.de)  waren österreichische Firmen 

immer im Irak aktiv. 1987 baute u.a. die Voest, Elin (beide nunmehr VA Tech) 

und Voith den Mosul-Staudamm mitten in einer vom Regime „ethnisch 

gesäuberten“ Zone. (Vergl.: www.washingtoninstitute.org/templateC05.php

?CID=2245, und www.kuhlman.com/clientdata/MGCproducts.PDF, Seite 57) 

Zeitgleich waren Waagner Biro (ebenfalls heute VA Tech) und die Verbundplan 

der Verbundgesellschaft, sowie die kärntnerische Draukraftwerke AG (ÖDK) im 

Irak aktiv. 

Die erste Voraussetzung für illegitime Schulden - jene der Kreditaufnahme 

durch ein Regime ohne demokratische Mitbestimmung - ist jedenfalls ge-

geben. (vgl. Kaiser, J., Queck, A. (2004): Verabscheuungswürdige Schulden. 

http://www.erlassjahr.de). Die weiteren Kriterien illegitimer Schulden – jene der 

Auswirkungen der Projekte auf die Bevölkerung und die Rolle der Kontrollbank, 

sind stark aufklärungsbedürftig.

Die OeKB hat am 13. Dezember 2005 in Paris das bilaterale Umschul-

dungsabkommen mit dem Irak unterzeichnet. Gegenstand des neuen Ver-

trages sind Verbindlichkeiten des Iraks aus den Jahren vor 1991. Das bilaterale 

Umschuldungsvolumen beläuft sich auf insgesamt rd. Euro 2,2 Mrd. vor 

Streichung und inkludiert Verzugszinsen und Zinsenkapitalisierungen. Nach 

Implementierung der in drei Phasen vorgesehenen Streichungen in Höhe von 

1,7 Mrd. Euro verbleiben 500 Millionen Euro, die zwischen 2011 und 2028 vom 

Irak zur Rückzahlung fällig sind (vgl. Pressemeldung der OEKB 15.12.2005).

In den Jahren 2005 und 2006 wurden insgesamt 835,46 Mio. Euro an Schulden-

nachlässen für den Irak in den österreichischen Leistungen für Entwicklungs-

zusammenarbeit (ODA) ausgewiesen (Quelle: BMF). NGOs verurteilen 

die Verwendung knapper EZA Mittel um österreichische Exporteure für 

gescheiterte Exporte an eine Diktatur schadlos zu halten.
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Das ehemalige Hauptquartier und 
Folterzentrum des irakischen Baath-
Regimes im Nordirak ist heute ein 
Museum in Gedenken an die Opfer 
des Regimes. 

(Foto: WADI Österreich)
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IRAK UND NIGERIA

In den vergangenen Jahren (2005 und 2006) wurden im Pariser Club hohe 

Schuldenstreichungen für Irak und Nigeria verhandelt. In beiden Ländern 

stammen die Schulden großteils aus Exportkrediten57 für Projekte unter der 

Diktatur von Saddam Hussein und General Abacha. Die durch Zinseszinsen 

erhöhten Kosten der Entschuldung von 48 Mrd. USD58 wurden fast zur Gänze 

als Entwicklungshilfe verrechnet. Notwendige Steigerungen der Mittel für 

wirkliche Entwicklungszusammenarbeit (EZA) mit den ärmsten Ländern werden 

damit hintangehalten.

KAMERUN

Über zwanzig Jahre bezahlte die verarmte Bevölkerung Kameruns für eine 

Industrieruine namens Cellucam, die nie ordentlich in Betrieb gegangen ist. 

1980 von der Voest erbaut, wurde sie bereits 1982 wegen eklatanter Mängel, 

einer verheerenden Explosion und dem folgenden ökologischen Desaster 

geschlossen. Die Voest wurde entschädigt – die Kosten dafür als bilaterale 

Schulden der Bevölkerung Kameruns aufgetragen. Die letztliche Streichung 

der verbliebenen Schulden im Rahmen der HIPC Initiative wurde schließlich als 

„Entwicklungshilfe“ verbucht.

INDONESIEN

Nach der Tsunamikatastrophe spendeten Millionen von Einzelpersonen, Hilfsor-

ganisationen, Unternehmen, NGOs und Regierungen für die Opfer. Insgesamt 

wurden dabei weltweit knapp 2 Mrd. USD aufgebracht, um die Entwicklung 

des Landes zu unterstützen. Diese Hilfsbereitschaft erscheint eindrucksvoll, 

verdeutlicht aber auch die Relation des Problems. Alleine gegenüber Öster-

reich betrugen zum Zeitpunkt der Katastrophe die Schulden Indonesiens 1,54 

Mrd. USD. Sie stammen zum größten Teil aus gebundenen Exportkrediten.

57 Agu, Chukwuma, u. Chukwu, 
Amaechi (2006): Export Credits 
Agencies, External Debt and 
Economic Development in Nigeria. 
African Institut for Applied Econo-
mics. Background Paper Prepared 
for African Forum and Network 
on Debt and Development 
(AFRODAD). August 2006

58 Im Fall des Iraks erließen Gläu-
biger des Pariser Clubs 30 Milliarden 
US$ (80% der Gesamtschulden 
gegenüber dem Club), im Fall 
Nigerias 18 Milliarden US$ (60%). 
Vgl. Wiert Wiertsema (2006): Export 
Credit Debt: The responsibility of 
Export Credit Agencies (ECAs) for 
the external debt of many countries 
in the South. Asia-Europe People’s 
Forum. Helsinki, 4 September 2006.
http://www.aepf.net/programme/
economic-security/Presentation%2
0Export%20Credit%20Debt%20A
EPF6.pdf 
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2.4 2 KONKRETE REFORMSCHRITTE

Die folgenden Maßnahmen werden weltweit bereits von über 57 NGOs und 

Netzwerken gefordert:59

1. Keine ODA-Anrechnung: Die Bundesregierung sowie das Bundesminis-

terium für Finanzen sollten dringend anerkennen, dass sich Kredite und 

Haftungen, welche einzig mit dem Mandat der Förderung österreichischer 

Exporteure vergeben wurden (vgl. AFG), unmöglich als Entwicklungs-

hilfe qualifi zieren. Die Streichung von Exportkreditschulden sollte, wie in 

Norwegen, aus den Meldungen der öffentlichen Entwicklungszusammenar-

beit (ODA) herausgenommen werden.

2. Transparente Darstellung: Im Sinne der Transparenz sollte das Bundesminis-

terium für Finanzen regelmäßig in einem öffentlichen Bericht den Stand und 

die genauen Ursprünge der Schulden analysieren,60 die Außenstände trans-

parent darstellen,61 den Erfolg und Misserfolg bei der Verhinderung neuer 

Verschuldung untersuchen und konkrete Maßnahmen vorschlagen. Nur so 

kann ein effektives Monitoring der Schuldendaten durch Öffentlichkeit und 

Parlament sichergestellt werden.

3. „Odious debt“ und illegitime Schulden streichen: Exportkreditschulden, 

die - wie im Fall des Irak - aus gescheiterten Exporten an undemokratische 

Regime entstanden sind, bürden der Bevölkerung die Kosten für Geschäfte 

auf, auf die sie keinen Einfl uss hatte und von denen sie selten profi tierte. 

Gläubigerländer hingegen vergaben Kredite aus freiem Willen und tragen 

daher eine Mitverantwortung. Solche Schulden sollten als „odious dept“  

deklariert und gestrichen werden.62 Gleiches gilt für illegitime Schulden, 

die durch nicht-rechtmäßige Geschäfte zustande kamen.63 Die Festlegung 

illegitimer Schulden sollte auf der Basis von debt audits beruhen. 64

4. Keine unproduktiven Exporte fördern: In einem ersten positiven Schritt 

verpfl ichteten sich ECAs 2002 keine unproduktiven Projekte65 in schwer 

verschuldeten Entwicklungsländern (HIPCs) zu unterstützen. Dieses sinn-

volle Verbot sollte für alle Länder gelten.

5. Schuldentragfähigkeit berücksichtigen: Die Haftungsübernahme für 

Entwicklungsländer sollte von einer verpfl ichtenden und umfassenden 

Schuldentragfähigkeitsprüfung abhängig gemacht werden, die den Impakt 

verstärkter Exportkreditverschuldung auf die Finanzsituation des Gläubiger-

landes unter Berücksichtigung der UN-Millenniumsziele untersucht.66  

6. Gegenhaftungen einstellen: Entwicklungsländer sind kaum noch bereit 

Gegenhaftungen auszustellen, diese werden faktisch durch Investitions-

schutzabkommen ersetzt. Die OeKB sollte gänzlich darauf verzichten 

Gegengarantien zu verlangen.

59 Civil Society Statement on Export 
Credit Agency Debt. 14 September 
2005. http://www.eurodad.org/
u p l o a d e d F i l e s / W h a t s _ N e w /
News/Eurodad%20ECA_political_
statement.pdf

60 Auf Basis von debt audits. Vgl. 
Fußnote 51

61 Forderungen müssen dabei nach 
ihrer Einbringlichkeit wertberichtigt 
werden. Derzeit werden auch unein-
bringliche Forderungen gegenüber 
den am meisten verschuldeten 
Staaten als „Phantomschulden“ in 
den Büchern gehalten und erhöhen 
so künstlich die Kosten einer 
Entschuldung. 

62 Vgl. Beiträge von Khalfan, Micha-
lowski und Ugolur für EURODAD 
Annual Conference 2006. From 
Illegitimacy to Responsibility: 
Transforming Development Finance. 
http://www.eurodad.org/whatsnew/
events.aspx?id=104 

63 Vgl. Handbuch illegitime 
Schulden, Erlassjahr 2006.
http://www.erlassjahr.de/content/
p u b l i k a t i o n e n / i s _ 2 0 0 3 1 2 0 5 _
handbuch.php 

64 Vgl. Jubilee South Call for Debt 
Audits. http://www.jubileesouth.org/
i n d e x . p h p ? o p t i o n = c o m _
docman&task=doc_download&gid
=58&Itemid=35

65 Als „unproduktiv“ werden inner-
halb der OECD Projekte defi niert, 
die den Armutsbekämpfungs-
Strategien sowie den Strategien 
für eine nachhaltige Schuldenlast 
widersprechen. Ausgerechnet 
Waffenlieferungen sind jedoch 
davon ausgenommen. Vgl. http:
//www.oecd.org/document/43/
0,2340,en_2649_34179_2348715_
1_1_1_1,00.html

66 Laut Auskunft des BMF im Mai 
2007 ist man bemüht Schulden-
tragfähigkeitsanalysen der Welt-
bank verstärkt zu berücksichtigen 
und den Austausch mit dem IWF 
sowie auf EU- und OECD-Ebene zu 
forcieren.

VERHINDERUNG VON 

VERSCHULDUNG
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UMWELTZERSTRÖRUNG 

BEENDEN

2.4.3 FALSCHE BEDENKEN

Es wird versucht, die Einrechnung von Schuldenstreichungen aus Exportkre-

ditschulden in die Entwicklungszusammenarbeit damit zu rechtfertigen, dass 

Schuldenstreichungen eine politische Entscheidung darstellen. Doch auch jede 

kommerzielle Versicherung wird im Insolvenzfall des Schuldners nicht einbring-

liche Forderungen – sofern sie nicht rückversichert ist - aus den Prämienein-

nahmen begleichen. Der Streichung von nicht einbringlichen bilateralen 

Schulden liegt analog ebenso das Eingeständnis einer Insolvenz zugrunde.

Weiters wird argumentiert, dass Schuldenstreichungen die Budgets der betrof-

fenen Länder entlasten und damit Mittel für Sozialausgaben freisetzen können. 

Dies ist zwar korrekt, reicht jedoch als Begründung nicht aus. Der Nutzen tritt 

nicht automatisch ein - insbesondere wenn bereits die Rückzahlungen ausge-

setzt wurden, ergibt sich kein unmittelbarer Effekt. Die angegebenen Kosten 

der Entschuldung sind durch fehlende Abschreibungen nach Einbringlichkeit 

(sogenannte Phantomschulden) und Zinsen stark überhöht. Vor allem aber war 

das einzige gesetzliche Mandat und Ziel bei der Vergabe der Exportkredite die 

Förderung der österreichischen Wirtschaft.67 Die Schuldenstreichung brachte 

damit oft keinen Nutzen, sondern teilweise sogar Schaden für die Bevölkerung 

der Entwicklungsländer und übertrug die Risiken österreichischer Exporteure 

auf die SteuerzahlerInnen des Entwicklungslandes.

2.5 UMWELTZERSTÖRUNG BEENDEN

2.5.1 PROBLEM

Im Vergleich mit der inexistenten Menschenrechtsprüfung ist die Prüfung von 

Umweltaspekten relativ gut entwickelt.68 Ihr wurde bisher auch innerhalb der 

OECD am meisten Aufmerksamkeit gewidmet. Selbst wenn die Umsetzung 

- etwa bei unterschiedlicher Klassifi zierung von Projekten in einzelnen Staaten - 

verbesserungswürdig ist, sind somit gute Grundstrukturen vorhanden. Projekte 

über 10 Mio. Euro und Projekte in sensiblen Sektoren werden von der Abtei-

lung für Projektanalysen erfasst und in drei Kategorien eingeteilt (Kat. C: keine 

Umweltrelevanz, Kat. B: mittlere Auswirkungen und Kat. A: schwere mögliche 

Auswirkungen). Für Kategorie A und teilweise für Kategorie B Projekte müssen 

in der Folge Umweltgutachten vorgelegt werden. 

Bei genauerem Hinsehen,69 wird die gute Grundstruktur jedoch durch fünf 

Missstände auf absurde Weise konterkariert.

Erstens ermöglicht eine Ausnahmebestimmung innerhalb der OECD Common 

Approaches,70 auf die Einhaltung jeglicher Standards zu verzichten. Alles was 

ECAs in solchen Fällen tun müssen, ist, solche Projekte der OECD mitzuteilen. 

Eine Umweltprüfung unter solchen Voraussetzungen ist eine Farce. 

67 Vgl. Ausfuhrförderungsgesetz 
in diversen Fassungen. Die aktuell 
gültige Fassung ist seit 11. August 
2005 in Kraft. http://www.oekb.at/
bin/fi le.bin?id=2337698

68 Positiv zu vermerken ist, dass 
vermehrt Vor-Ort-Besuche durchge-
führt werden – allerdings fehlt auch 
hier eine klare Dokumentation.

69 Trotz Bekenntnis, dass Exporthaf-
tungen als Kerngeschäft die größte 
Verantwortung darstellen, fehlt im 
Nachhaltigkeitsbericht 2006 der 
Kontrollbank jede relevante Infor-
mation zu Qualität und Ergebnissen 
der Umweltprüfungen. Es wird 
die Zahl der Prüfungen genannt, 
abgesehen von exemplarischen 
Erwähnungen wird jedoch keinerlei 
relevante Information über Qualität 
der Prüfung, Erfüllung von Kriterien, 
Aufl agen, Zustimmung der Bevölke-
rung usw. zur Verfügung gestellt.

70 Vgl. OECD Revised Council 
Recommendation on Common 
Approaches, TAD/ECG(2007)9. 
http://www.ol is.oecd.org/ol is/
2007doc.nsf/linkto/tad-ecg(2007)9 
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Das zweite Problemfeld betrifft die Standards selbst. Derzeit werden primär 

(Weltbank-)Standards71 geprüft, welche weit hinter internationaler best prac-

tise, darunter Europäische Standards, Industriestandards sowie die Empfeh-

lungen der World Commission on Dams, nachhinken.

Das dritte wesentliche Problem ist die unzureichende Qualität der Umweltgut-

achten. Diese werden vom Exporteur selbst in Auftrag gegeben und der OeKB 

als Grundlage für die Umweltprüfung vorgelegt. Häufi g handelt es sich, wie im 

Fall des Ilisu-Staudamms, um Gefälligkeitsgutachten von äußerst mangelnder 

Qualität, welche  dennoch von der OeKB akzeptiert werden.72 Der Ilisu-Stau-

damm wurde sogar ohne jegliches Vorliegen eines vollständigen und akzep-

tablen Umweltgutachtens genehmigt. Ein solches Vorgehen pervertiert den 

Zweck eines Gutachtens und bricht mit Weltbankstandards, deren Einhaltung 

der österreichischen Öffentlichkeit dutzende Male zugesichert wurde. Diese 

verlangen, dass ein fertiges Gutachten vor einer Entscheidung vorliegen muss, 

da erst auf seiner Basis die Auswirkungen beurteilt werden können.

Der vierte Problembereich besteht darin, dass eine zur Erreichung der 

Klimaschutzziele notwendige politische Entscheidung bisher aufgeschoben 

wurde: der mittelfristige Ausstieg aus der Förderung fossiler Energieträger. 

Für Belgien wurde 2005 exemplarisch in einer Untersuchung der belgischen 

ECA nachgewiesen, dass die zwischen 1997 (dem Jahr der Unterzeichnung 

des Kyoto-Abkommens) und 2004 durch Exportkredite geförderten Projekte 

zu Co2-equivalenten Klimabelastungen von 1324,1 Millionen Tonnen führen 

werden. Diese durch die Exportförderung mitverursachte Klima-Mehrbelastung 

ist 20-mal höher als die Einsparungsziele Belgiens.73 Auch in Österreich fehlt 

trotz politischen Bekenntnissen zum Klimaschutz eine Zielvorgabe – analog zum 

Verbot der Förderung von Nukleartechnologie,  fossile, nicht-nachhaltige Kraft-

werkstechnologien von der staatlichen Exportförderung auszuschließen.74

Fünftens fehlen klare und explizite Ausschlusslisten für Projekte, die unzumut-

bare soziale und ökologische Folgen haben [vgl. Forderung 2].

Diese massiven Mängel resultieren auf einer fehlenden Grundsatzentscheidung. 

Zwar akzeptiert man im Ministerium und in der Bank  bereits weitgehend, dass 

es Umweltprobleme gibt, und der Eindruck österreichischer NGOs ist auch, 

dass die Verantwortlichen sich ernsthaft bemühen, Projekte nach Möglichkeit 

zu verbessern. Wenn es jedoch gilt auf, Projekte tatsächlich zu verzichten, 

da ihre stark negativen Auswirkungen nicht kompensiert werden können, so 

versagt das System gänzlich. Aus Umweltgründen wurde bisher kaum auf 

ein einziges Geschäft verzichtet: ein fataler Fehler in einem System, von dem 

bereits erkannt wurde, dass Projekte schwere Umweltauswirkungen mit sich 

bringen und der Einfl uss der Bank in einigen Fällen beschränkt ist.

Hinsichtlich ihrer fi nanziellen Pfl ichten könnte sich keine Bank erlauben Kredite 

ohne eine klare Rechtsgrundlage zu vergeben, sich nur auf unverbindliche 

Regeln zu bekennen und diese noch durch Ausnahmebestimmungen aufzuwei-

chen, um bei Bedarf auf jede Einhaltung von Standards verzichten zu können. 

Eine solche Schwammigkeit und Unverbindlichkeit dem Schutz der Umwelt 

zuzumuten, ist kontraproduktiv und unseriös.

71 Ebd.

72 Vgl. http://www.eca-watch.at/
ilisu/expertengutachten.htm 

73 Greenpeace (2005): Exporting 
pollution: The Double Standards of 
Belgian Climate Policy
http://www.greenpeace.org/raw/
content/belgium/nl/press/reports/
exporting-pollution-the-doubl.pdf

74 Die OeKB betätigt sich zwar als 
Clearingstelle des CO2-Emissions-
handels, führt in ihrem Nachhal-
tigkeitsbericht jedoch unsinniger 
Weise nur die Klimabilanz der Bank-
fi lialen auf – nicht die Auswirkungen 
des Kerngeschäfts auf das Klima.
Als positiver Schritt wurden 
innerhalb der OECD verlängerte 
Rückzahlungsperioden und eine 
verbesserte Förderung von erneu-
erbaren Energien geschaffen. Im 
Rahmen der Maximallaufzeiten für 
Exportkredite, die in den Geltungs-
bereich des OECD Consensus 
(Arrangement on Offi cially 
Supported Export Credits) fallen, 
wurde 2005 beschlossen, dass für 
erneuerbare Energie und Wasser-
projekte Maximallaufzeiten von bis 
zu 15 Jahren vorgesehen werden 
können. Schon bisher waren nach 
den Bestimmungen des Consensus 
Finanzierungen über 10 Jahre für 
konventionelle Kraftwerke (maximal 
12 Jahre) und  Projektfi nanzierungen 
(maximal 14 Jahre) möglich. NGOs 
kritisieren an der neuen Regelung 
scharf, dass unter die Förderung 
auch Großstaudämme fallen, 
welche nicht den Empfehlungen der 
World Commission on Dams folgen. 
Die als „Nachhaltige Entwicklung“ 
deklarierte Maßnahme trägt somit 
de-facto zu sozialen Konfl ikten und 
Umweltzerstörung bei. Siehe: http:
//www.eca-watch.org/problems/
fora/oecd/ECAW_reportondams_
2sept05.pdf  

UMWELTZERSTÖRUNG 

BEENDEN
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2.5.2 KONKRETE REFORMSCHRITTE

1. Rechtliche Verankerung: Derzeit sind die Regeln der Umweltprüfung einzig 

in den Common Approaches der OECD verankert – einem „Gentleman’s 

Agreement“ ohne rechtlicher Bindung.75 Ebenso selbstverständlich wie die 

fi nanziellen Rahmenbedingungen müssen soziale und ökologische Regeln 

normiert werden.76

2. Klare Ausschlusslisten: Die bestehenden Verbote zur Förderung von 

Nukleartechnologien und Waffen sollten auf folgende Projekte ausgeweitet 

werden: 

a) Projekte mit signifi kant negativem, irreversiblem Einfl uss auf natürliche 

Habitate,77 Primärwälder, Nationalparks, geschützte Zonen78 und 

Ramsar-Schutzgebiete.79

b) Rohstoffi ndustrie- sowie Infrastrukturprojekte80 in verbleibenden Primär-

wäldern.

c) Großstaudämme, die die Empfehlungen der World Commission on Dams 

missachten.81

d) Projekte, die der kommerziellen Herstellung von Ozon-schädlichen 

Substanzen (ODS), der Produktion oder dem Gebrauch langlebiger, 

organischer Umweltschadstoffe (POPS) dienen und verboten wurden, 

oder während der Projektlaufzeit durch internationale Abkommen zum 

phase-out vorgesehen sind.

f) Projekte in Gebieten, in denen die Unterdrückung politischer und ziviler 

Rechte die Artikulation von Bedenken gegen das Projekt sowie die Parti-

zipation in der Planung verhindern.

g) Projekte, die sich in Konfl iktregionen befi nden, wodurch die Artikulation 

von Bedenken und effektive Partizipation in der Planung behindert 

wird.

h) Projekte, die zur illegalen Nutzung natürlicher Ressourcen führen.

3. Best-practise Standards: Als Umweltstandards sollten nicht die Weltbank-

standards, sondern sektorspezifi sche und international erprobte best-prac-

tise Standards zur Anwendung kommen, welche best-practise darstellen 

und strenger sind als Weltbankstandards. Hierzu zählen u.a. die Standards 

der World Commission on Dams sowie Europäische Standards.

4. Ausnahmeklausel streichen: Die Ausnahmeklausel, wonach Exportkre-

ditagenturen auch auf die Einhaltung internationaler Mindeststandards 

verzichten können (vgl. Artikel 13 der Common Approaches), gehört 

ersatzlos gestrichen. Diese Klausel pervertiert den Zweck und die Seriosität 

der Umweltprüfung.

5. Unabhängige Prüfung: Es scheint vorteilhaft, wenn die Umweltprüfung, 

insbesondere die Einhaltung der verbindlich festgelegten Mindeststan-

dards, durch eine neutrale und unabhängige Institution (wie z.B. das 

Umweltbundesamt) durchgeführt würde.

75 Revised Council Recommendation 
on Common Approaches on the 
Environmet and Offi cially Supported 
Export Credits, TAD/ECG(2007)9. 
Vgl. http://www.olis.oecd.org/olis/
2007doc.nsf/linkto/tad-ecg(2007)9

76 Hierzu bieten sich insbesondere 
das Ausfuhrförderungsgesetz, das 
Ausfuhrförderungsverordnung 
sowie die Geschäftsbedingungen 
der Bank an.

77 Defi niert nach World Bank safe-
guard policy OP 4.04 Annex.

78 Geschützte Zonen werden defi niert 
als: a) Hochgeschützte Zonen (IUCN 
Kategorien I-IV, marine Schutz-
zonen der Kategorie I-V, UNESCO 
World Heritage sites, core areas 
of UNESCO biosphere reserves 
und in der EU auch Natura 2000 
sites; b) Prioritär vorgeschlagene 
Schutzzonen im Rahmen regionaler 
Flächennutzungsplanung; c) Gebiete, 
welche die letzten verbliebenen 
Beispiele spezieller Ökosysteme und 
Arten beinhalten, auch wenn diese 
außerhalb geschützter Zonen liegen; 
d) Orte an denen das Wohlergehen 
von Gemeinschaften, insbesondere 
regionaler Gemeinschaften und indi-
gener Völker, durch die geplanten 
Aktivitäten bedroht wird.

79 Ramsar Convention on Wetlands: 
Vgl. http://www.ramsar.org/

80 Diese beinhalten u.a. Schläge-
rungen, Minenprojekte, Flutungen, 
Flurbereinigungen, Schneisen für 
Pipelines  und Straßen. 

81 Hier inbegriffen: Dämme über 
10 MW sowie darunterliegend, 
wenn die Empfehlungen der World 
Commission on Dams missachtet 
werden. Vgl. www.dams.org

82 Dem dritten häufi gen Einwand, 
dass internationale Konkurrenz 
wie die „Bedrohung China“ diese 
Projekte mit noch weniger Standards 
durchführen würden, ist abschießend 
ein eigenes Kapitel gewidmet. 

83 Vgl. Can, Özgür und Seck, L. 
Sara (2006): The Legal Obligations 
with Respect to Human Rights 
and Export Credit Agencies, ECA-
Watch, Halifax Initiative Coalition 
und ESCR-Net, Final Legal Discus-
sion Paper, July 2006.
http://www.halifaxinitiative.org/
updir/ECAHRlegalFINAL.pdf
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6. Phase-out fossiler Technologie: Nukleartechnologien sind heute schon von 

einer staatlichen Exportfi nanzierung ausgeschlossen. Gleiches sollte mittel-

fristig auch für Lieferungen an kalorische Kraftwerke gelten, sofern es sich 

um Neuerrichtungen handelt (greenfi eld projects).

2.5.3 FALSCHE BEDENKEN

Es gibt kaum seriöse Einwände gegen die Verbindlichkeit erprobter Umwelt-

standards. Häufi g vorgebrachte Bedenken sind: a) dass die OeKB erst zu einem 

späten Zeitpunkt zu einem Projekt hinzustößt und b) dass der Lieferanteil und 

damit der Einfl uss des österreichischen Exporteurs oft gering ist.82

Beide Feststellungen sind sachlich richtig – jedoch kein Einwand. Der 

beschränkte Einfl uss ist unbestritten. Eben aus diesem Grund darf nicht 

erwartet werden, dass der österreichische Exporteur oder die OeKB jedes 

Projekt noch soweit verbessern können, dass es akzeptabel wird. Folglich 

müssen die Bestimmungen der Exportfi nanzierung endlich sicherstellen, dass 

Projekte, welche internationale Umweltstandards brechen und sich nicht 

verbessern lassen, auch keine Förderung erhalten und abgelehnt werden. 

2.6 MENSCHENRECHTE 

2.6.1 PROBLEM

Da die OeKB im Namen der Republik Österreich agiert, ist sie rechtlich 

verpfl ichtet, keine Haftungen und Förderungen für Projekte zu gewähren, die 

mit Menschenrechtsverletzungen verbunden sind.83 Obwohl zahlreiche Fälle 

dokumentiert wurden, bei denen Exportkredite der OECD-Staaten direkt zu 

groben Menschenrechtsverletzungen in Schwellenländern beitrugen,84 wird die 

Einhaltung von Menschenrechten85 bei der Vergabe von Exporthaftungen in 

Österreich nicht geprüft.86

Sowohl Österreichs wichtigste Empfängerländer87  des Exporthaftungssystems 

als auch Österreichs bedeutendste Exportsektoren88 gelten als menschen-

rechtlich potentiell problematisch. Auf Grund des Bankgeheimnisses ist nur 

ein Bruchteil der menschenrechtlich problematischen Fälle öffentlich dokumen-

tiert.

84 Watson, Gabrielle (Hg.) (2003): 
Race to the Bottom, Take II: An 
Assessment of Sustainable Deve-
lopment Achievements of ECA-
Supported Projects Two Years After 
OECD Common Approaches Rev. 6. 
ECA-Watch, September 2003 
http://www.eca-watch.org/eca/
race_bottom_take2.pdf 
sowie: M. Likosky (2002): “Human 
Rights Risk, Infrastructure Projects 
and Developing Countries” Global 
Jurist –Advances, Volume 2 (2002), 
Issue 1

85 Diese umfassen: zivile und 
politische Rechte (u.a. Assoziati-
onsfreiheit, Recht auf körperliche 
Unversehrtheit), soziale und 
ökonomische Rechte (adäquater 
Lebensstandard, faire Gerichtsbar-
keit), kollektive Rechte (Rechte von 
indigenen Gruppen oder Frauen) 
und prozedurale Rechte (Recht auf 
Informationszugang, Konsultationen 
und Partizipation in Entscheidungs-
fi ndungen).

86 Auch der 2006 veröffentlichte 
UN-Bericht kritisiert die fehlende 
Menschenrechtsprüfung bei 
Exportkrediten:  “Interim Report 
of the Special Representative of 
the Secretary-General on the issue 
of human rights and transnational 
corporations and other business 
enterprises.” E/CN.4/2006/97 at 
p.20, para.79

87 Ende 2006 bestand fast ein 
Viertel der österreichischen Gesamt-
haftungen gegenüber nur sechs 
Ländern: Russland (1,6 Mrd. Euro), 
China (1,5 Mrd. Euro), Indonesien 
(1,2 Mrd. Euro), Polen (1,2 Mrd. 
Euro), Türkei (1,2 Mrd. Euro) und 
Iran (0,7 Mrd. Euro). Ihnen folgen 
einige GUS Staaten, Brasilien, Irak, 
Philippinen, Saudiarabien, Ägypten, 
Algerien, Thailand und Vietnam. 
Vgl. OeKB Exportservice Jahresbe-
richt 2006, S. 23

88 ECA-Projekte mit Menschenrechts-
verletzungen wurden primär bei 
Großstaudämmen, Straßenbauten, 
Wald- und Plantagenprojekten, 
Papiererzeugung, Rohstoffi ndus-
trie, Pipelines und Minenprojekten 
dokumentiert. Neben dem Stahl- 
und Eisensektor zählen sowohl der 
Wasserkraftbereich wie der Papier- 
und Zellstoffbereich zu Österreichs 
stärksten Exportsektoren mit Bedarf 
für öffentliche Haftungen.
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2.6.2 KONKRETE BEISPIELE

1) Verletzungen ziviler und politischer Menschenrechte: Zahlreiche öster-

reichische Beteiligungen von Staudammbauten in der Türkei erhielten 

öffentliche Exporthaftungen. Sie waren vor allem während der 1990er Jahre 

mit der Unterdrückung jeglicher Proteste von Betroffenen verbunden.89

2) Verletzungen sozialer und ökonomischer Menschenrechte: Im Zuge der 

Errichtung türkischer Staudämme sowie dem philippinischen San Roque-

Staudamm unter österreichischer Haftung, wurden die Lebensgrund-

lagen (Land, Häuser und Jobs) der betroffenen Menschen ohne adäquate 

Kompensationen zerstört.90 Es kam zu militärischen Zwangsräumungen, 

die Veröffentlichung von Umsiedlungsplänen wurde verweigert und Dörfer 

wurden ohne vorherige Warnung der BewohnerInnen über Nacht über-

fl utet.91

3) Verletzungen prozeduraler Rechte: Im Fall des Ilisu-Staudamms ist u.a. 

geplant, Enteignungen unter Anwendung eines Kriegs- und Notstandspa-

ragraphen durchzuführen, der die Rechte der Betroffenen einschränkt.92 Ein 

großes Problem stellt ebenso die unzureichende Partizipation von Betrof-

fenen dar.

4) Verletzung kollektiver Rechte: Die Missachtung von Landrechten indigener 

Völker bei industriellen Forstprojekten in Brasilien, Argentinien sowie Südo-

stasien ist ein andauerndes Problemfeld.93 Da Österreichs Exportindustrie 

vor allem im Zellstoffbereich international wettbewerbsfähig ist, besteht 

eine erhöhte Gefahr, sich an Menschenrechtsverletzungen zu beteiligen. 

Die von der OeKB fi nanzierte Papierfabrik Indah Kiat in Indonesien führte 

dazu, dass die Länderein des im Umfeld lebenden Sakai-Volkes besetzt, 

kahlgeschlagen und mit schnellwachsenden Akazien bepfl anzt wurden. Die 

Sakais wurden praktisch mit einem Schlag ihrer Existenzbasis beraubt. 2001 

mussten Dutzende von Familien aus dem Dorf Betung, die größtenteils dem 

Volk der Sakai angehören, ihre Häuser fl uchtartig verlassen, um sich vor den 

Schlagstöcken der Eingreiftruppen des Holzunternehmens PT Arara Abadi 

- Holzlieferant der Papierfabrik „Indah Kiat“ - in Sicherheit zu bringen.94

Die Einhaltung von Menschenrechten wird vom Bundesministerium für Finanzen 

bei der Exportkreditvergabe nicht überprüft.

In Verbindung mit ECAs steht auch die Problematik der Stabilisierungsklau-

seln. Die in Investitionsschutzabkommen versteckten Klauseln sollen ECAs vor 

einer Zunahme des politischen Risikos durch neue Gesetze (z.B. ausgeweitete 

Demonstrationsfreiheiten) schützen. In einigen Fällen (wie der BTC Pipeline) 

droht dadurch aber auch eine Einschränkung der zum Schutz von Menschen-

rechten notwendigen Gesetzgebung.95

89 Vgl. Jahresberichte von Amnesty 
International: http://www.amnesty.org  
sowie Kurdish Human Rights Project:
http://www.khrp.org 
 
90 Viele Betroffene der in den 1990er 
Jahren erbauten Staudämme haben 
nie Kompensation erhalten, da 
sie meist keine formalen Landrechte 
besaßen. Für zerstörte Arbeitsplätze 
(=Lebensgrundlagen) gab es grund-
sätzlich keine Entschädigung. Dort, 
wo einmalig Kompensationen ausge-
zahlt wurden, war der Wert durch 
verzögerte Auszahlungen bei hoher 
Infl ation oft wesentlich verringert. Es 
gelang den Menschen fast nie, den 
vorigen Lebensstandards wieder-
herzustellen, geschweige denn zu 
verbessern. Auch beim aktuellen 
Ilisu-Staudamm werden entgegen 
internationalen Standards nicht die 
Wiederbeschaffungskosten, sondern 
nur die Marktkosten ersetzt. Kompen-
sationsmaßnahmen für die zerstörten 
Arbeitsplätze/Kundenstöcke sind rudi-
mentär und rechtlich unverbindlich.

91 Alleine zur Errichtung des durch 
die Kontrollbank AG geförderten 
Birecik-Staudamms wurden 1996 
und 1997 achzehn  Dörfer mit Gewalt 
durch das Militär geräumt. Tausende 
Einwohner des Dorfes Kavalica 
(nahe zu Halfeti) waren gezwungen, 
ihre Häuser mit Hab und Gut zurück 
zu lassen, als sie im teilgefl uteten 
Reservoir aufwachten – sie wurden 
von den Projektbetreibern nicht 
gewarnt. Die 6.500 Umgesiedelten 
der insgesamt 30.000 betroffenen 
Menschen fanden überfüllte und 
teils unfertige Häuser vor. Vgl. ECA-
Watch: „A Trojan Horse for Large 
Dams“, September 2005. http:
//www.fern.org/media/documents/
document_2749_2750.pdf 

92 Artikel 27 („Unmittelbare Enteig-
nung“) des türkischen Enteig-
nungsgesetzes sieht ein verkürztes 
Enteignungsverfahren vor, bei dem 
der Staat Grundstücke bereits in 
Besitz nimmt, bevor der Entschädi-
gungsprozess abgeschlossen ist. Laut 
Gesetz ist der Artikel zur Landes-
verteidigung sowie in Notfällen 
anwendbar, soll jedoch auch für 
Enteignungen bei Ilisu eingesetzt 
werden. Vgl. Offi cial Gazette, 12 
July 2006: Decision of the Council of 
Ministers, Decision no: 2006/10642

93 Alleine durch die mit privaten 
Sicherheitskräften operierende Firma 
Aracruz haben indigene Einwohne-
rInnen bereits über 40.000 Hektar 
Wald verloren.



29

2.6.3 KONKRETE REFORMSCHRITTE

1. Prüfung von Menschenrechtsaspekten: Menschenrechtsprüfungen wurden 

unter anderem von Rights and Democracy, dem Dänischen Human Rights 

Center, der dänischen Entwicklungsbank96 oder der International Finance 

Corporation der Weltbank entwickelt.

2. Menschenrechtsklausel: Formulierung einer allgemeinen Menschenrechts-

klausel, die bei Verstößen die Fälligstellung der Kredite und Aufhebung der 

Deckungsansprüche aus Haftungen bewirkt. 

3. Gerichtsbarkeit: Vor einer Haftungsvergabe muss sichergestellt sein, dass 

allen betroffenen Personen eines Projektes ausreichende, auf rechtstaatli-

chen Grundsätzen basierende Klagemöglichkeiten zur Verfügung stehen. 

Diese müssen für alle Parteien, auch ECAs, bindend sein. Den betroffenen 

Personen wird die Wahlmöglichkeit des Gerichtsortes entweder in ihrem 

Land oder dem des Exporteurs eingeräumt.97

4. OECD-Richtlinien: Die Einhaltung der OECD-Richtlinien für multinationale 

Unternehmen muss eine Voraussetzung für eine staatliche Haftungsvergabe 

sein.98

5.  Erklärung der Exporteure: Die britische und US-amerikanische Exportkre-

ditagentur verlangen von allen Exporteuren eine Zusicherung, dass keine 

Produkte an Projekte geliefert werden, die mit Kinderarbeit, Zwangsarbeit 

oder Diskriminierung verbunden sind oder ArbeitnehmerInnenrechte99 miss-

achten.100 Österreich ist aufgefordert, ähnliche Maßnahmen zu ergreifen. 

Dieser Vorschlag wird auch durch die Maastricht-Richtlinien unterstützt.101

6. Investitionsschutzabkommen und Stabilitätsklauseln: – welche teilweise 

für Exporthaftungen verlangt werden – dürfen nicht die Möglichkeit des 

importierenden Landes, Menschenrechte zu schützen, untergraben.102

7. Österreich als Vorbild bei Waffenverbot: In einzelnen europäischen 

Staaten werden bis zu einem Drittel aller Förderungen von ECAs für 

Rüstung- und Waffenlieferungen verwendet. Österreich ist hier die positive 

Ausnahme. Die Republik übernimmt als einziges Land grundsätzlich keine 

Deckung für Waffenexporte. Die Bundesregierung sollte sich daher auf 

internationaler Ebene dafür einsetzen, dass mittelfristig alle Länder diesem 

Beispiel folgen.

94 Zu Exportförderungen für Indone-
sien vgl. http://www.eca-watch.org/
problems/asia_pacific/indonesia/
index.html

95 Vgl. Amnesty International, 
“Human Rights on the Line”: http:
//www.amnestyusa.org/business/
humanrightsontheline.pdf  sowie 
“Contracting out of Human Rights”: 
http://web.amnesty.org/library/
pdf/POL340122005ENGLISH/$File/
POL3401205.pdf

96 Z.B. Human Rights Compliance 
Assessment (HRCA), einschließ-
lich 1. Employment Practices; 2. 
Community Impact; 3. Supply Chain 
Management: http://www.humanrig
htsbusiness.org/pdf_fi les/Quick%20
Check%20English%20.pdf

97 Im US-Rechtssystem können 
Unternehmen für im Ausland verübte 
Menschenrechtsverletzungen bereits 
auch innerhalb der USA auf Scha-
denersatz verklagt werden.

98 Im Jahre 2005 forderten sowohl 
Arbeiterkammer und NGOs als 
auch Grüne und SPÖ, zumindest 
die Einhaltung der OECD-Richtlinien 
für mulinationale Unternehmen 
als Voraussetzung für staatliche 
Exporthaftungen vorzuschreiben. 
Selbst dieser wenig weitreichende 
Vorschlag wurde 2005 von ÖVP und 
FPÖ abgelehnt. Als Regierungs-
partei ist die SPÖ nun gefordert, ihre 
Forderung auch durchzusetzen.

99 Hierzu zählen u.a. das Recht auf 
Versammlungsfreiheit, Recht zum 
Zusammenschluss, Recht auf kollek-
tive Verhandlungen, Recht auf akzep-
table Arbeitsbedingungen bezüglich 
Arbeitszeit, Löhnen, Gesundheit, 
Sicherheit und Mindestalter.

100 Gleichzeitig muss die britische 
ECA für ihre Förderung von Waffen-
lieferungen kritisiert werden.

101 Die Maastricht Guidelines stellen 
fest, dass das Versäumnis eines 
Staates, seinen internationalen 
Menschenrechtsverpflichtungen  
bei einem Vertragsabschluss mit 
multinationalen Unternehmen nach-
zukommen, eine  Menschenrechtsver-
letzung darstellt. Vgl. Article 15(j) der 
Maastricht Guidelines, supra note 60.

102 Zu konkreten Vorschlägen siehe: 
http://web.amnesty.org/library/
Index/engpol340122005
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KOHÄRENZ 2.7 KOHÄRENZ

2.7.1 PROBLEM

Eine 2004 veröffentlichte Sammlung von OECD peer reviews zu Politik-Kohä-

renz bemängelt Exportfi nanzierung als einen oft schlecht abgestimmten 

Politikbereich.103 Auch in Österreich ist die Kohärenz der Exportförderung 

zu mehreren Politikbereichen fraglich. Der fehlende Ausschluss ökologisch, 

menschenrechtlich und sozial schädlicher Projekte unterläuft internationale 

Verpfl ichtungen Österreichs u.a. im Bereich des Klimaschutzes, internationaler 

Umwelt- und Menschenrechtsabkommen. Selbst in Bereichen wie der Entwick-

lungszusammenarbeit, in denen ein rechtliches Kohärenz-Gebot besteht, wird 

die Exportförderung nicht daraufhin abgestimmt. 

Beispiel Entwicklungszusammenarbeit: Artikel 1 des österreichischen 

Entwicklungszusammenarbeitsgesetzes (Novellierung von 2003) verlangt, dass 

alle Tätigkeiten des Bundes in Zielländern der EZA, welche auf die Erfüllung 

der im EZA festgelegten Ziele Einfl uss nehmen können, diese nicht behindern 

dürfen. Während die EZA noch vor einigen Jahren Geld für Aufklärungskam-

pagnen gegen rücksichtslose Rodungen des Regenwaldes und großfl ächige 

Eukalyptusaufforstung fi nanzierte, förderte die Kontrollbank Papierfabriken, 

die Rohstoffe auf dieser Basis gewinnen und mit Flussvergiftungen und der 

Vertreibung indigener Gruppen  verbunden waren.104 Ein weiteres Beispiel 

stellt der von der OeKB geförderte San Roque-Staudamm auf den Philippinen 

dar, welcher weite Teile des Lebensraumes von indigenen Gruppen zerstörte. 

Der Bau provozierte Besetzungen und führte zu heftigen Protesten. Dieselben 

bedrohten Gruppen werden von österreichischen Hilfsorganisationen in ihrer 

lokalen Entwicklung unterstützt. 

Beispiel Außenpolitik: Auch im Fall von Ländern wie dem Iran, wo international 

Boykotte überlegt werden, gibt es politischen Abstimmungsbedarf. Neben 

China und ehemaligen Teilstaaten der Sowjetunion zählte der Iran in den 

letzten Jahren zu den wichtigsten Abnehmerländern Österreichs. 

Beispiel Umweltpolitik: Trotz zahlloser Absichtserklärungen und Verpfl ich-

tungen der Staatengemeinschaft zum Wechsel auf erneuerbare Energieträger, 

fördern Exportkreditagenturen immer noch primär fossile und atomare Tech-

nologien und konterkarieren damit die Erreichung zugesicherter Klimaziele  

(vgl. Kapitel Umwelt). Der Wechsel zu erneuerbarer Energie wurde durch ECAs 

nur soweit unterstützt, als diese ein zusätzliches Geschäftsfeld ermöglichen: 

2006 wurden die Konditionen für die Förderung von erneuerbarer Energie 

– einschließlich problematischer Großstaudämme – verbessert. Notwendige 

Zielvorgaben um fossile Technologien bereits mittelfristig aus dem Portfolio 

auszuscheiden existieren jedoch nicht. Sie sollten daher dringend vom Gesetz-

geber vorgeschrieben werden.

103 Vgl. OECD (2004): Extracts from 
the Development Co-operation 
Review Series concerning Policy 
Coherence.
http://www.oecd.org/dataoecd/23/
16/25497010.pdf, S.3, 36, 127, 132-
134 u. 143.

104 Vgl. Fallbeschreibungen auf 
www.eca-watch.at
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2.7.2 KONKRETE REFORMSCHRITTE

1. AFG-Novelle: Der Gesetzgeber sollte durch die Novellierung des Ausfuhr-

förderungsgesetzes das Mandat der OeKB erweitern, um neben der Verbes-

serung der Leistungsbilanz auch die Kohärenz mit umweltpolitischen Zielen, 

die Einhaltung von Menschenrechten und außenpolitischen Verpfl ichtungen 

Österreichs sicherzustellen.105

2. Bestehende Kohärenzverpfl ichtungen operationalisieren: Die  Verpfl ich-

tungen müssen auch umgesetzt werden. Erfahrung mit complience-

Mechanismen gibt es genug: z.B. die obligatorische Prüfung nach den 

Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit bei allen Richtlinienvor-

schlägen in Brüssel. Als Beispiele aus dem Bereich der ECAs kann der 

Schweizer Entwicklungsfragebogen106 dienen. Er ist die Grundlage um bei 

Exporthaftungen in Zielländer der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit 

Kohärenz zu ermöglichen.

2.7.3 FALSCHE BEDENKEN

Das häufi gste Gegenargument – administrativer Mehraufwand – greift nicht, 

denn nichts ist ineffi zienter und verschwenderischer als eine widersprüchliche 

und schlecht abgestimmte Politik. 

Die bestehende Einbeziehung von Außenministerium und Umweltministerium 

in den beratenden Beirat ist noch kein Garant für Kohärenz.107 Der Beirat wird 

erst nach erfolgter Prüfung befasst. Er muss dann unter großem Zeitdruck, mit 

beschränkten Ressourcen und beschränkter Einsicht eine Empfehlung abgeben, 

die zudem nicht verbindlich ist.108

105 Als praktische Vorbilder können 
sowohl Großbritannien wie auch 
die Schweiz gelten. Die “business 
principles” der UK Export Credit 
Guarantee Department formulieren 
das Ziel: “[to] ensure our activities 
take into account the Government’s 
international policies, including 
those on sustainable development, 
environment, human rights, good 
governance and trade”. Vgl. ECGD’s 
Business Principles, December 
2000. http://www.ecgd.gov.uk/
ecgdbusprinciples.pdf 
In der Schweiz ist die Kohärenz mit 
allen außenpolitischen Verpfl ich-
tungen des Landes gesetzlich 
festgelegt.

106 ERG Entwicklungsfragebogen:  
h t t p : / / w w w. s w i s s - e r g . c o m /
downloads/formulare/d/entwicklun
gsfragebogen.pdf 
Dazu Erklärung der Bank: http:
//www.swiss-erg.com/downloads/
merkblatt/d/entwicklungsfrage_
merkblatt.pdf 

107 Das Bundesministerium für 
äußere Angelegenheiten ist zudem 
nur mit der wirtschaftspoliti-
schen Sektion vertreten. Mit der 
Ausnahme von soft-loans fehlt die 
Einbindung der entwicklungspoliti-
schen Sektion.

108 Für Öffentlichkeit, Parlament und 
Journalisten, die demokratiepoli-
tisch ein unverzichtbares Korrektiv 
darstellen, bleibt die Tätigkeit 
des Beirates zudem auf Grund 
der Geheimhaltung vollkommen 
undurchsichtig.

KOHÄRENZ

Der San Roque-Staudamm zerstörte den Lebensraum der Menschen auf den Philippinen und führte zu 
breiten Protesten. 



32

UMSETZUNG 

3.1 WARTEN AUF INTERNATIONALEN GLEICHKLANG?  
DAS BEISPIEL CHINA

Wo immer Exportkreditagenturen der OECD-Staaten wegen problematischer 

Projekte zur Verantwortung gezogen werden, verweisen sie refl exartig darauf, 

dass derartige Projekte unter chinesischer Führung noch weit schlimmer 

aussehen könnten. Auch in Österreich wurde versucht, die Haftungsvergabe 

für den Ilisu-Staudamm damit zu rechtfertigen, dass sich chinesischen Firmen 

noch weniger an Umwelt- und Sozialstandards halten würden. Die „Bedrohung 

China“ wird dazu benutzt, effektive Reformen im Exportfi nanzierungssystem zu 

verhindern. Zwar ist das Problem China real – die Rückschlüsse daraus jedoch 

kurzsichtig und sachlich unbegründet.

Richtig ist zunächst, dass Chinas Exportkreditagentur in den letzten Jahren vor 

allem im afrikanischen und lateinamerikanischen Energie- und Rohstoffsektor 

ökologisch und sozial hochproblematische Projekte fi nanziert hat. Hierzu zählen 

z.B. die Kiani Kertas Papierfabrik in Indonesien, die Belinga-Mine in Gabon sowie 

der Merowe-Staudamm im Sudan, bei dem 50.000 Menschen in die Wüste 

ausgesiedelt werden.109 Während Chinas Regierung große Anstrengungen 

unternimmt, heimische Korruption einzudämmen,110 haben Maßnahmen bei 

außenwirtschaftlichen Aktivitäten bisher versagt.111 Richtig ist auch, dass bei 

der Vergabe von Exportkrediten durch Chinas Export-Import Bank (China 

Ex-Im) klare Umweltstandards sowie Sozialstandards fehlen.112 Zudem kriti-

sieren Entwicklungshilfeorganisationen, dass die unvorsichtige Kreditvergabe 

keine Rücksichtnahme auf die Schuldentragfähigkeit von Entwicklungsländern 

nimmt.113 Die Exportkreditagentur Chinas, wie auch jene Indiens, Brasiliens und 

Südafrikas sind naturgemäß nicht vom OECD-Abkommen über gemeinsame 

ökologische Mindeststandards für Exportkreditagenturen – den so genannten 

Common Approaches - erfasst.

Diese bekannte Darstellung ist zwar sachlich korrekt – zeigt jedoch nur eine 

Seite der Medaille. Das hohe Engagement Chinas in Afrika bringt vielen Ländern 

auch Vorteile, denn China kann als Schwellenland viele Bedürfnisse afrikani-

scher Gesellschaften besser abdecken als Europa. Im Gesundheitsbereich etwa 

investieren europäische Pharmafi rmen wenig in die Bekämpfung von Massen-

krankheiten wie Malaria. China hingegen produziert seit Jahrzehnten billige 

Malariamittel. Ihr Export nach Afrika wird staatlich subventioniert. In einigen 

Bereichen sind chinesische Firmen auch eher bereit, mit lokalen afrikanischen 

Unternehmen zusammenzuarbeiten, als westliche Konzerne. Zuletzt stärkt das 

chinesische Kapital und Güterangebot auch die wirtschaftliche Verhandlungs-

position afrikanischer Staaten gegenüber Industrienationen, welche spätestens 

seit den 1980er Jahren ihre Wirtschafts- und Privatisierungspolitik bestimmen.

3

109 Vgl. Friends of the Earth und 
BankTrack: Time to Go Green. 
Environmental Responsibility in 
the Chinese Banking Sector. http:
//www.foe.org/pdf/Chinese_Bank_
Report_5-9-07.pdf, S. 19-21

110 China zählte zu den ersten 
Ländern, die 2006 die UN Conven-
tion against Corruption unter-
schrieben haben. 

111 Im Bribe Payers Index von 
Transparency International, welcher 
die Wahrscheinlichkeit von Beste-
chungen durch im Ausland tätige 
Unternehmen untersucht, belegt 
China unter dreißig untersuchten 
Staaten den vorletzten Rang. 

112 Weitere Hintergründe dieser 
leichtfertigen Kreditvergaben sind 
die Verfügbarkeit hoher Devisen-
reserven von 1,2 Billionen US$ 
sowie die Tatsache, dass OECD-
Länder bereits seit Jahrzehnten 
die afrikanischen und südameri-
kanischen Rohstoffmärkte abde-
cken, Newcomer daher in wenig 
beackerte, oft aber auch riskante 
und problematische Sektoren 
vordringen.

113 Joshua Kurlantzick, Beijing’s 
Safari (2006): China’s Move into 
Africa and Its Implications for Aid, 
Development, and Governance. 
Carnegie Endowment for Inter-
national Peace. Policy Outlook. 
November 2006, S. 3
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Ob bei Ilisu oder bei der Diskussion um eine Reform der Exportförderung 

– die Grundargumentation ist dabei immer gleich: China würde Projekte 

wegschnappen und sich an keinerlei Standards halten. Es sei daher immer noch 

besser, Europa beteilige sich ohne verbindliche Sozial- und Umweltstandards 

an kontroversiellen Projekten, als diese China zu überlassen. Diese Argumen-

tation erweist sich bei näherer Betrachtung als kurzsichtig, opportunistisch und 

kontraproduktiv. 

Zunächst wird übersehen, dass die Einhaltung von Menschenrechten, der Schutz 

der Umwelt und Arbeitsstandards nicht verhandelbar sind wie auf einem Jahr-

markt. Ihre Missachtung durch andere Akteure kann daher grundsätzlich nicht 

als Rechtfertigung dafür dienen, es ihnen gleich zu tun. Die derzeitig geführte 

Argumentation ist daher absurd. Welches Gericht würde einer Verteidigung 

Gehör schenken, die sich – wie derzeit ECAs - darauf beruft, dass andere 

Akteure noch schwereres Unrecht begehen könnten? Wer eine solche Logik 

bemüht, sollte konsequent sein und dafür eintreten, das Verbot von Export-

krediten für Waffenlieferungen aufzuheben. Auch hier ist argumentierbar, dass 

diese Lieferungen ohnehin von anderen Staaten getätigt würden – womöglich 

noch mit geringeren Sicherheitsstandards. Gleiches gilt für das noch geltende 

Verbot der Förderung von Exporten von Nukleartechnologien und könnte auf 

Kinderarbeit, Zwangsarbeit und Drogenexporte ausgeweitet werden. In allen 

Fällen werden profi table Geschäfte mit oder ohne österreichischer Beteiligung 

stattfi nden. 

Mit österreichischer Beteiligung könnten aber zumindest graduelle Verbes-

serungen erwirkt werden – so die Logik jener, die das „Argument China“ als 

Vorwand für eine Relativierung notwendiger Mindeststandards benutzen. 

Faktum bleibt: es wird immer Länder geben, die Geschäfte übernehmen, von 

denen verantwortliche Akteure die Finger lassen müssten. Dies darf nicht als 

Vorwand dienen, um die eigene Verantwortung fallen zu lassen.

Zweitens fügt die Degradierung von Eigenverantwortung unter dem „Vorwand 

China“ auch den Reformbemühungen innerhalb der OECD massiven Schaden 

zu. Die Vergabe einer Exporthaftung für den international beobachteten Ilisu-

Staudamm durch das österreichische Finanzministerium trotz Verletzung sämt-

licher internationaler Standards, bedeutet einen Dammbruch für jene Projekte, 

die bisher von OECD-Staaten keine Unterstützung fanden. Gegenüber der 

OECD verhält sich Österreich damit ebenso destruktiv wie China zu Europa: 

es boykottiert jeden Fortschritt und provoziert einen Wettlauf nach unten. 

Konkret hatten Länder wie Schweden, Großbritannien und Italien bereits 2001 

ihre Verantwortung erkannt und sich von Ilisu zurückgezogen. Österreich beruft 

sich auf schwache Verbesserungen und erteilt dem Projekt grünes Licht. Den 

verantwortlich Handelnden in Italien, Schweden und Großbritannien, die auf 

ein Geschäft verzichtet hatten, wird damit in den Rücken gefallen.

Der Dritte, vielleicht wichtigste und am wenigsten beachtete Fehler der bishe-

rigen Reaktion  Österreichs auf China ist jedoch, dass sie auch den Reformpro-

zess innerhalb Chinas boykottiert. Die Förderung von Ilisu trägt dazu bei, dass 

DAS BEISPIEL CHINA
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DAS BEISPIEL CHINA Europa derzeit jegliche Glaubwürdigkeit verliert und dadurch kaum von China 

soziale oder ökologische Reformen in der Exportförderung verlangen kann.

In Beijing wuchs vor allem in den letzten drei Jahren die Einsicht, dass rück-

sichtslose Investitionen und ungelöste soziale Konfl ikte auch wirtschaftliche 

Risiken darstellen. 2005 schlugen 4,9 Prozent der durch Chinas Ex-Im Bank 

vergebenen Kredite fehl.114 Alleine in den vergangenen Monaten kam es 

bei chinesischen Investitionsprojekten in Afrika zu mehreren gewalttätigen 

Auseinandersetzungen und Anschlägen. Nachdem bereits 2006 chinesische 

Investoren im Nigerdelta Ziel von Anschlägen waren,115 wurde im Februar 2007 

ein chinesischer Arbeiter in Kenia umgebracht. Im April 2007 wurden über 60 

äthiopische Ölarbeiter ermordet sowie neun chinesische Arbeiter entführt. 

Präsident Hu Jintao musste einen Besuch in Zambias Kupfergürtel auf Grund 

öffentlicher Proteste gegen die Arbeitsbedingungen absagen.

Unter Präsident Hu Jintao begann China auch soziale Balance in Zeiten rapiden 

Wachstums zu thematisieren. Langsam beginnt Beijing die Tätigkeit von 

Banken unter staatlicher Einfl ussnahme etwas offener und umweltgerechter 

zu gestalten. So veröffentlichte Chinas Ex-Im Bank im April 2007 erstmals ihre 

Environmental Policy.116 Besorgt um das internationale Image haben die Nati-

onale Entwicklungs- und Reformkommission sowie das chinesische Handels-

ministerium begonnen, Corporate Social Responsibility (CSR) -Programme  

zu forcieren. Im Februar 2005 bat das chinesische Wirtschaftsministerium die 

OECD zu Gesprächen über die Adaption der OECD Guidelines für multina-

tionale Unternehmen und schlug die verpfl ichtende Schulung von Geschäfts-

führern vor.117 Die Peoples’ Bank of China begann zu untersuchen, ob sich 

Unternehmen an Umweltgesetze hielten, bevor ein Kredit vergeben wird. Im 

Jänner 2007 warnte Cheng Siwei, stellvertretender Vorsitzende des Standing 

Committee of the People’s Congress, vor unsozialen Praktiken exportierender 

Unternehmen und forderte legale Sanktionen.

Für diese Reformbemühungen innerhalb Chinas stellt die Förderung des Ilisu-

Staudamms durch Österreichs Regierung einen Schlag ins Gesicht dar. Europas 

Glaubwürdigkeit in der Forderung der Achtung von Menschenrechten, Sozi-

alstandards und Umweltstandards war für chinesische Umweltorganisationen 

wie das Global Environmental Institute und Kritiker innerhalb Chinas einer der 

wichtigsten Anhaltspunkte.

Sollten Österreichs PolitikerInnen und UnternehmenssprecherInnen weiterhin 

China und das Warten auf internationalen Gleichklang dazu missbrauchen 

Projekte wie Ilisu zu unterstützen und die notwendige Festschreibung von 

Menschenrechten, internationalen Sozial- und Umweltstandards als Vorausset-

zung für eine Exportförderung zu vereiteln, so wirken sie auf den Stillstand der 

OECD-Verhandlungen hin und boykottieren Reformbemühungen in Ländern 

wie China. 

114 The Export-Import Bank of China. 
2005 Annual Report. S. 6

115 Vgl. Bosshard, P. IRN (2007) : 
China’s Role in Financing African 
Infrastructure. S.17

116 Chexim Environmental Policy: 
http://www.pacifi cenvironment.org/
article.php?id=2362

117 OECD, Directorate for Finan-
cial and Enterprise Affairs (2007): 
Expanding Co-operation with China 
on Investment Policies. 2007-2008. 
February 22, 2007, S. 14f.
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Um dies zu verhindern, führt kein Weg an Reformen vorbei. Die hier geforderten 

Maßnahmen wurden bewusst pragmatisch gewählt und werden bereits zum 

größten Teil von anderen Institutionen umgesetzt. Sie stellen damit weder eine 

unzumutbare Bedrohung für die Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen 

Exportwirtschaft, noch partikulare Maximalforderungen spezieller Anspruchs-

gruppen dar. Jede Umsetzung, die nur einzelne Maßnahmen herausgreift, wird 

dazu führen, dass weiterhin auch solche Projekte staatliche Haftungen erhalten, 

die zu massiven Umweltzerstörungen, Korruption, Menschenrechts-verlet-

zungen und einer erhöhten Verschuldung der Entwicklungsländer führen. 

Die ECA-Watch Kampagne fordert daher den Gesetzgeber auf, die Initiative für 

Reformen der Exportfi nanzierung zu ergreifen, und hofft auf die Unterstützung 

des Bundesministers für Finanzen sowie des Direktors der österreichischen 

Kontrollbank Dr. Rudolf Scholten, der bereits 2004 angekündigt hatte best-

practise umsetzen zu wollen und diesem Versprechen bisher nicht nachge-

kommen ist.

DAS BEISPIEL CHINA

Foto: David Haberlah

Chinas Exportkreditagentur fi nanziert u.a. den Merowe-Staudamm im Sudan, 

bei dem 50.000 Menschen in die Wüste vertrieben werden. Bewaffnete Damm-

Milizen terrorisieren die Bevölkerung, die sich gegen die Deportationen wehrt. 

Im April 2006 wurden drei Staudammgegner ermordet und 50 verletzt. In das 

Projekt involviert ist neben China u.a. auch Deutschland, Saudi-Arabien und 

Frankreich. 

Infos: http://www.irn.org/programs/merowe

DER MEROWE-STAUDAMM IM SUDAN
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NGO FORDERUNGEN ZUM 
AUSFUHRFÖRDERUNGSVERFAHREN

1. UMWELTPRÜFUNG – VERBINDLICHKEIT STATT WILLKÜR
Die „Umweltprüfung“ sollte gesetzlich verankert werden. Die bestehende 

„Umweltprüfung“ ist unverbindlich und kann sogar völlig ignoriert werden. 

Die skandalöse Ausnahmeklausel, welche explizit die Missachtung von 

internationalen Umweltstandards erlaubt, muss gestrichen werden.

Als Umweltstandards sollten nicht die Weltbankstandards, sondern sek-

torspezifi sche und international erprobte best-practise Standards1 zur An-

wendung kommen, wo diese strenger sind. Die Einhaltung der Standards 

sollte durch eine neutrale unabhängige Institution durchgeführt werden. 

Die Prüfungsergebnisse müssen in vollständiger und endgültiger Form 

vorliegen, bevor es zu einer Entscheidung kommt.

2. KLARE AUSSCHLUSSLISTEN
Es braucht eine klare Ausschlussliste, welche sicherstellt, dass Projekte mit 

negativem, irreversiblem Einfl uss auf geschützte Habitate, Rohstoffprojekte 

in Primärwäldern, Großstaudämme unter Missachtung der WCD Richtlinien, 

Projekte in Konfl iktregionen oder in Gebieten politischer Unterdrückung 

u.a.2 keine staatliche Förderung erhalten.

3. KLIMASCHUTZ STATT BOYKOTT
Die staatliche Förderung fossiler Kraftwerke sollte schrittweise reduziert und 

schließlich eingestellt werden.3

4. ZUSTIMMUNG DER BETROFFENEN
Partizipation ermöglicht das Risiko eines Scheiterns massiv zu verringern 

und ist eine menschenrechtliche Grundanforderung. Dennoch fehlt im 

österreichischen Exportförderungsverfahren jegliche Aufl age zur Partizi-

pation von Betroffenen.

Österreich muss endlich an die internationale Praxis anschließen. 

Internationale Geldgeber4 fordern zunehmend aktive Mitbestimmung und 

das Verhandeln mit Betroffenen bis ein für beide Seiten annehmbares 

Ergebnis erzielt wurde. Informationen und Konsultationen [Befragungen] 

haben sich als unzureichend erwiesen. Daher sollte auch in Österreich die 

Partizipation und Zustimmung der Betroffenen im Entscheidungsfi ndungspr

ozess eine Voraussetzung für Haftungsübernahmen werden.

5. KEINE WEITERE VERSCHULDUNG ALS 
„ENTWICKLUNGSHILFE“
Die Kosten aus der Streichung oder Umschuldung von Exportkreditschulden 

sollten nicht länger als „Entwicklungshilfe“ verbucht werden. Über die 

Ursprünge der Schulden und den Erfolg bei der Verhinderung neuer 

Schulden sollte öffentlich Bericht erstattet werden. Das bestehende Verbot 

zur Förderung unproduktiver Exporte sollte von Entwicklungsländern auf 

1 Hierzu zählen u.a. die Standards 
der European Bank for Reconstruc-
tion and Development (EBRD), der 
EU, Österreichs und sektorspezifi -
sche best-practise, wie die Empfeh-
lungen der World Commisson on 
Dams.

2 Weiters: Projekte zur Herstellung 
von Ozon-schädlichen Substanzen 
und Projekte, welche die illegale 
Nutzung natürlicher Ressourcen 
fördern.

3 Betrifft Neuerrichtungen.

4 Extractive Industries Review der 
Weltbank, der International Council 
on Mining and Metals, die World 
Commission on Dams (WCD), die 
International Commission on Large 
Dams (ICOLD), die International 
Energy Agency (IEA), JPMorgan-
Case, HSBS und andere.
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alle Länder ausgeweitet werden. Eine Prüfung der Schuldentragfähigkeit 

muss integraler Bestandteil der Projektprüfung an Entwicklungsländer sein. 

Die OeKB sollte gänzlich darauf verzichten Gegengarantien zu verlangen.

6. TRANSPARENZ – AUF FORTSCHRITTEN AUFBAUEN
Das Verfahren wurde bereits transparenter. Die vom Gesetzgeber geforderte 

Transparenz wird jedoch in der Praxis nicht umgesetzt, auch die demokratische 

Kontrolle ist mangelhaft. So sieht das Umweltinformationsgesetz das 

Recht auf Einsichtnahme vor, sobald der OeKB ein Förderantrag vorliegt 

[Umweltinfo in Screeningbögen]. Doch sowohl der Öffentlichkeit wie dem 

Parlament bleibt unbekannt, welche Förderanträge überhaupt vorliegen. 

Das Gesetz verlangt eine aktive Hilfestellung beim Beschaffen von Umwelt-

informationen. Die OeKB sollte dieser Aufforderung nachkommen, indem 

Listen über Förderanträge veröffentlicht werden.

Die bestehende Konsultationsfrist hat sich in der Praxis als realitätsfern 

erwiesen. Sie sollte daher von 30 Tagen auf 120 Tage ausgeweitet 

werden. Der Gesetzgeber ist gefordert, den Zugang zu Informationen auf 

menschenrechtliche, soziale und fi nanzielle Prüfung sowie Maßnahmen der 

Korruptionsbekämpfung auszuweiten. 

7. MENSCHENRECHTSPRÜFUNG EINFÜHREN
Eine Menschenrechtsprüfung fehlt und ist auf Grund der massiven menschen-

rechtlichen Auswirkungen bei Großprojekten dringend vorzusehen. [Details 

siehe eigenes Kapitel].

8. OECD LEITSÄTZE ACHTEN
Soziale Standards sind schwer zu operationalisieren. Als ersten Schritt sollte 

jedoch zumindest die Einhaltung der OECD Leitsätze für Multinationale 

Unternehmen selbstverständliche Voraussetzung für eine Haftungsvergabe 

sein.

9. KORRUPTIONSBEKÄMPFUNG VERBESSERN
Es gab zuletzt Fortschritte. Um praktische Relevanz zu haben, sollten 

jedoch Agenten/Provisionen obligatorisch abgefragt werden. Vor allem 

aber muss bei Vorliegen von Bestechungen die Haftung aussetzen und das 

Unternehmen gesperrt werden [debarment].5

10. KOHÄRENZ – AN EINEM STRANG ZIEHEN
Derzeit ist das einzige gesetzliche Ziel des Ausfuhrförderungsgesetzes 

die Verbesserung der Leistungsbilanz. Unzweifelhaft haben viele Projekte 

jedoch massive Auswirkungen auf umweltpoltitische Zielsetzungen und 

menschenrechtliche Verpfl ichtungen Österreichs. Nichts ist ineffi zienter, 

als derart widersprüchliche und unabgestimmte Politiken. Das gesetzliche 

Mandat sollte daher ausgeweitet werden um die Achtung internationaler 

Abkommen sicher zu stellen. Bestehende Kohärenzgebote [Common 

Approaches6 und EZA-Gesetz] müssen endlich auch umgesetzt werden. 

Schweiz  und GB können in Details als Vorbild dienen.7

ANHANG

NGO FORDERUNGEN

5 Weiter Verbesserungen: Die 
Berichtspfl icht über Korruptions-
fälle ist auf Tochtergesellschaften 
auszuweiten. Die OeKB sollte sich 
verpfl ichten „credible evidence“ 
den Gesetzesvollzugsbehörden 
zu melden. Die Einführung von 
„whistle-blower“ Mechanismen 
würde die Meldung von Verdachts-
fällen erleichtern. Alle an einem 
Projekt beteiligten Firmen müssen 
nachweisen können, dass sie inter-
national anerkannte Rechnungs-
legungsstandards anwenden. Nur 
Projekte, welche auf Basis trans-
parenter und offener Ausschrei-
bungen zustande kamen, sollten 
unter Deckung genommen werden. 
Details siehe Kapitel Korruption.

6 RECOMMENDATION ON 

COMMON APPROACHES ON 

ENVIRONMENT AND OFFICIALLY 

SUPPORTED EXPORT CREDITS; 

OECD 2007: I.ii) Objectives 2.: 
Promote coherence between poli-
cies regarding offi cially supported 
export credits and policies for the 
protection of the environment, 
including relevant international 
agreements and conventions, 
thereby contributing towards 
sustainable development.

7 Siehe ECGD’s Business Principles, 
December 2000: www.ecgd.gov.uk/
ecgdbusprinciples.pdf 
und ERG Erklärung: 
www.swisserg.com/downloads/
merkblatt/d/entwicklungsfrage_
merkblatt.pdf 
bzw. Entwicklungsfragebogen: 
www.swiss-erg.com/downloads/
formulare/d/entwicklungsfragebo
gen.pdf
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DIE ECA-WATCH KAMPAGNE

In der Kampagne ECA-Watch setzen sich Nichtregierungsorganisationen aus 

den Bereichen Umweltschutz, Menschenrechte und Nord-Süd Organisationen 

gemeinsam für eine Reform der Exportförderung ein. Die Kampagne ist Teil des 

Internationalen ECA-Watch Netzwerks.

MITGLIEDER DER KAMPAGNE

AGEZ, Attac, FIAN, Gesellschaft für bedrohte Völker, GLOBAL 2000, 

Koordinierungsstelle der Österreichischen Bischofskonferenz, 

Verein Kurdischer StudentInnen, WADI Österreich und WWF.

WEITERE INFOS

ECA-Watch Austria: www.eca-watch.at

ECA-Watch International: www.eca-watch.org

   

KONTAKT

Mary Kreutzer, Thomas Wenidoppler, Ulrich Eichelmann

Adresse Global 2000, Neustiftgasse 36, 1070 Wien

Telefon 43/1/812 57 30

E-Mail eca-watch-austria@gmx.at 

SPENDENKONTO

Konto lautet auf „GLOBAL 2000 Umweltschutzorganisation“

Knt.Nr.: 01010804422

Bankleitzahl BAWAG: 14000

Unbedingt als Verwendungszweck angeben: „ECA-Watch“

IBAN: AT 7314 0000 1010 8044 22

BIC: BAWAATWW 

ECA-WATCH

KundInnen der BA-CA und Mit-
glieder von ECA-Watch protestieren 
vor einer Filiale der Bank, um gegen 
deren Vorhaben zu protestieren, 
den Bau des Ilisu-Staudammes zu 
fi nanzieren. 2. August 2007.

Foto: Robert Wittek
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WEITERFÜHRENDE LINKS

FALLSTUDIEN

· www.eca-watch.org/eca/race_bottom_take2.pdf 

FALLSTUDIEN ZU GROßSTAUDÄMMEN

· www.eca-watch.org/problems/fora/oecd/ECAW_reportondams_2sept05.pdf 

KORRUPTION

· Hawley, Sue (2006): Experience and Practice of Combating Bribery in Offi -

cially Supported Export Credits: The evidence so far from the OECD Working 

Group on Bribery Phase 2 reviews. The Corner House. February 2006.

www.thecornerhouse.org.uk/item.shtml?x=530280

· The Corner House (2003): Underwriting Bribery: Export Credit Agencies and 

Corruption. www.thecornerhouse.org.uk/pdf/briefi ng/30ecabribe.pdf

· Neyer, Judith (2005): Corruption: European export credit agencies under 

scrutiny. FERN 2005. www.fern.org/www.fern.org/media/documents/

document_2648_2650.pdf 

· Anti-Korruption-Verhandlungen der OECD:

www.eca-watch.org/problems/corruption/index.html#Background, www.eca-

watch.org/problems/corruption/ECAW_bribery_update_23feb06.html

· OECD (2006): 2006 Action Statement on Bribery and Offi cially Supported 

Export Credits: http://webdomino1.oecd.org/olis/2006doc.nsf/43bb6130e

5e86e5fc12569fa005d004c/8921bcae0049ac4ac125716b00355a46/$FILE/

JT03208704.PDF

PARTIZIPATION

· FERN (2006): ECAs and the Licence to Finance.

http://www.fern.org/media/documents/document_3756_3775.pdf  

· Beispiel von vorab erstellten Public Consultation and Disclosure Plans: 

www.ebrd.com/projects/eias/36625dce.pdf

· Beispiele von Konsultationen: www.ecgd.gov.uk/index/pi_home/pi_pc.htm  

www.ebrd.com/country/sector/natural/projects/sakhalin/consult/report.pdf 

www.ebrd.com/country/sector/natural/projects/sakhalin/consult/moscow.pdf

www.ebrd.com/projects/eias/18806.htm

· Beispiel einer Policy Konsultation:

www.ebrd.com/about/policies/pip/comment.pdf

VERSCHULDUNG

· Financial Time Editorial (12. April 2005): The aid that isn’t.  

www.eca-watch.org/problems/debt/FTarticle_AidThatIsnt_12apr05.html

· Civil Society Statement on Export Credit Agency Debt. Statement produced 

and promoted by Eurodad and ECA-Watch. www.eurodad.org/uploadedFiles/

Whats_New/News/Eurodad%20ECA_political_statement.pdf

· Joint European NGO Report (April 2006): EU aid: Genuine leadership or 

LINKS
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misleading fi gures? An independent analysis of European government’s aid 

levels. www.oxfam.org.uk/what_we_do/issues/debt_aid/euaid.htm 

MENSCHENRECHTE

· Özgür und Seck, L. Sara (2006): The Legal Obligations with Respect to Human 

Rights and Export Credite Agencies, ECA-Watch, Halifax Initiative Coalition 

und ESCR-Net. Final Legal Discussion Paper. July 2006.

www.halifaxinitiative.org/updir/ECAHRlegalFINAL.pdf  

· FIAN (2005): Parallelbericht zur Umsetzung der WSK-Rechte durch Öster-

reich. Teil II: Extraterritoriale Staatenpfl ichten. www.fi an.at/pdfs/pb2005/

050918_PB_ET_ENGLISCH_fi nal%20UN.pdf 

· Amnesty International Österreich(2006): Human rights aspects of the 

construction of the Ilisu Dam. April 2006. www.eca-watch.at/downloads/D1.%2

0Amnesty%20International_IlisuRAP_fi nal.pdf 

CHINA

· Bosshard, Peter (2007): China’s Role in Financing African Infrastructure. IRN, 

Mai 2007 www.irn.org/pdf/china/ChinaEximBankAfrica.pdf 

· Friends of the Earth und BankTrack (2007): Time to Go Green. Environmental 

Responsibility in the Chinese Banking Sector. 

www.foe.org/pdf/Chinese_Bank_Report_5-9-07.pdf 

OEKB

· www.oekb.at 
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